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Vorwort 
 
 
Werner Hartenstein (1879 – 1947), promovierter 
Verwaltungsjurist, war vom Frühjahr 1924 bis zum Juni 
1945 Oberbürgermeister der Stadt Freiberg. Sein Einsatz 
für die kampflose Übergabe der Stadt am 7. Mai 1945 an 
die heranrückende Rote Armee ist unvergessen. 
Hartenstein erfährt dafür sowohl  in der Stadt Freiberg 
selbst wie auch durch sie initiiert in der Gedenkstätte des 
ehemaligen NKWD-Lagers Jamlitz, in dem Hartenstein im 
Hungerwinter 1947 starb, anhaltendes ehrendes 
Gedenken. Über seinen anerkannten Beitrag zur 
Bewahrung der Stadt Freiberg vor sinnloser Zerstörung in 
den allerletzten Kriegstagen hinaus, gibt es jedoch bis 
heute sehr unterschiedliche Auffassungen über seine 
Rolle und Wirkung als Stadtoberhaupt in den Jahren der 
nationalsozialistischen Herrschaft zwischen 1933 und 
1945.  
Besonders unter jenen, die das Bild Hartensteins als eines 
„harmlosen Mitläufers“ zeichnen, der nur „angesichts 
gesellschaftlicher Zwänge“ in die NSDAP eingetreten sei 
und im Übrigen sogar „insgeheim das national-
sozialistische Regime zutiefst verachte“ habe, flammen 
immer wieder – zuletzt in einem Leserbrief in der 
Freiberger Freien Presse vom 20. April 2018 artikuliert – 
Forderungen nach weitergehenden Ehrungen Dr.  
Werner Hartensteins auf. 
War Hartenstein also tatsächlich nur der seiner Stadt 
verpflichtete Oberbürgermeister, der NSDAP-Mitglied 
wurde, um seiner Stadt weiter dienen zu können?  
Der im Januar 2017 gegründete Verein „Freiberger 
Zeitzeugnis e.V.“ hat sich wegen der nach wie vor 
schwelenden Diskussion um die Person und Wirkung 
Hartensteins, die immer auch Teil der weiter 
unabgeschlossenen Debatte um die NS-Zeit in Freiberg 
und die in ihr verantwortlich agierenden Personen ist, 
zum Nachdruck des Aufsatzes „Denkbar beste 
Zusammenarbeit“ – Wie ein Oberbürgermeister und seine 



	

Verwaltungselite „kritische Zeiten meisterte“ aus den 
„Mitteilungen des Freiberger Altertumsvereins“, Heft 
109/110 (2016), S. 311-392, entschlossen. 
 
Der Nachdruck des von unserem Vereinsmitglied Michael 
Düsing verfassten Artikels aus dem Jahr 2016 erfolgt mit 
Zustimmung der Redaktionsleitung der „Mitteilungen des 
Freiberger Altertumsvereins“. Er soll einer größeren 
Öffentlichkeit in und um unsere Stadt über den Leserkreis 
einer regionalgeschichtlichen Fachzeitschrift hinaus 
ermöglichen, sich anhand der dort akribisch 
zusammengetragenen und ausführlich belegten Fakten 
aus gründlich erschlossenen Zeitdokumenten und 
Zeitzeugengesprächen ein eigenes Urteil zur Zeit des 
Nationalsozialismus in Freiberg und der in dieser Zeit 
maßgeblich agierenden Kommunalpolitiker zu bilden. 
 
 
 
Daniel Großmann 
Vorsitzender 
Freiberger Zeitzeugnis e.V. 
 
 
 
Freiberg, im Juni 2018 
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Michael Düsing

Denkbar beste Zusammenarbeit – Wie ein 
Oberbürgermeister und seine Verwaltungselite 
kritische Zeiten meisterten

So lange wie kein anderer Bürgermeister Freibergs zuvor lenkte  Werner 
Hartenstein die Geschicke Freibergs. Nach seiner Wahl zum Oberbür-
germeister Freibergs war er am 5. März 1924, in der Zeit der Weimarer 
Republik, in sein Amt eingeführt worden.1 Er behielt es auch während der 
gesamten Zeit des „Dritten Reiches“. Nach dem Zusammenbruch der natio-
nalsozialistischen Herrschaft und der Besetzung Freibergs durch die Rote 
Armee übte er dieses Amt auf Weisung des sowjetischen Stadtkommandan-
ten, Gardeoberst  Georgi Danilowitsch Koschmjak, zunächst noch wei-
ter aus. Am Montag, dem 4. Juni 1945, informierte Hartenstein schließ-
lich die Mitarbeiter der Stadtverwaltung: Ich muß Ihnen heute mitteilen, 
daß der Herr Stadtkommandant entschieden hat, daß ich aus politischen 
Gründen von meinem Amt zurücktreten muß, weil es unmöglich ist, daß 
ein Mitglied der NSDAP in einer so leitenden Stellung wie der des Ober-
bürgermeisters verbleiben kann. Der Herr Stadtkommandant hat dabei in 
betont anerkennender Weise mir den Dank für meine Tätigkeit ausgespro-
chen. Ich habe ihm dazu gesagt, daß ich klug genug bin, diese politischen 
Notwendigkeiten einzusehen.2 Stadtkommandant Koschmjak übertrug die 
Amtsgeschäfte an den politisch nicht belasteten Rechtsanwalt Dr.  Rudolf 
de Guehery, der jedoch bereits am 10. Juli 1945 als Ministerialdirektor 
in die Landesverwaltung Dresden abberufen wurde.3 Am 2. August 1945 
schließlich ernannte Koschmjak den Freiberger Antifaschisten  Karl Gün-
zel zum neuen Oberbürgermeister. Günzel war als KPD-Mitglied 1933 
in „Schutzhaft“ gekommen, wurde 1935 erneut verhaftet, zu Zuchthaus 
verurteilt und war schließlich von 1938 bis zur Befreiung Häftling im KZ 
Buchenwald gewesen.4 

Dass Werner Hartenstein das Amt des Oberbürgermeisters zunächst 
auch nach der Besetzung Freibergs weiter hatte ausführen dürfen, hatte 
unstreitig mit seiner Rolle bei der kampflosen Übergabe der Stadt an die 
einrückende Rote Armee am 7. Mai 1945 zu tun (Abb. 1). Allein damit, 
sicher aber auch mit seiner Loyalität gegenüber der Besatzungsmacht, die 
auf den erfahrenen Verwaltungsfachmann zunächst zurückgriff , um das 
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alltägliche Leben in Freiberg wieder in 
Gang zu bringen, hatte er sich den Re-
spekt des sowjetischen Stadtkomman-
danten  Koschmjak erworben.5

 Werner Hartenstein gilt als Retter 
Freibergs. Er bewahrte, begleitet und 
ermutigt durch ehemalige sozialde-
mokratische Stadtverordnete,  Karl 
Böhme,  Alfred Fischer und  Willy 
Eulitz, die unter der Naziherrschaft 
verfolgt und mundtot gemacht worden 
waren, die Stadt vor sinnloser Zerstö-
rung in letzter Minute.6

Noch während der Amtsübergabe An-
fang Juni 1945 prägte der kurzzeitig 
neuernannte Oberbürgermeister  Ru-
dolf de Guehery das bleibende, nach 
der Wende 1989 sofort wieder aufgegriff ene Bild Werner Hartensteins 
als des nahezu alleinigen und unter Lebensgefahr agierenden Retters Frei-
bergs. Das Protokoll der Amtsübergabe am 4. Juni 1945 hielt den tiefgefühl-
ten Dank fest, den de Guehery vor allen Mitarbeitern der Stadtverwaltung 
an Hartenstein richtete. „Wenn diese alte Stadt noch stehe und vom un-
mittelbaren Kriegsgeschehen nur wenig berührt sei,…so sei das das alleinige 
Verdienst des Herrn Oberbürgermeisters Dr. Hartenstein […] Er habe, so gibt 
das Protokoll de Gueherys Worte wieder, hierbei ohne Rücksicht auf seine 
persönliche Sicherheit sein Leben persönlich aufs Spiel gesetzt. [Hervorhe-
bungen M.D. – Das Wort persönlich ist im Protokoll nachträglich durchge-
strichen].7 Hartenstein selbst hatte über seinen Anteil selbstverständlich 
nicht ohne berechtigten Stolz, dennoch sehr viel bescheidener gesprochen. 
In seinen handschriftlichen Aufzeichnungen Über die Bewahrung der Stadt 
Freiberg vor der Zerstörung beim Einmarsch der Russen am 7. Mai 1945, ver-
mutlich wenige Wochen oder gar Tage vor seiner Verhaftung geschrieben, 
stellte er die Vorgänge dieser Maitage sehr viel zurückhaltender dar.8 Er 
hob zunächst die off enbar nicht zu unterschätzende militärisch absichern-
de Unterstützung durch den Standortältesten der Wehrmacht, Oberstleut-
nant  Carl Redlich, hervor.9 Er sprach zudem von seinen treuen Schüt-

Abb. 1: Werner Hartenstein, undatierte 
Aufnahme
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zern, den Stadtwachtleuten  Max Novak […] und  Max Berger, die ihn am 
Tag des Einmarsches der sowjetischen Truppen absicherten. Vor allem aber 
unterschlug er nicht, dass er seine Zustimmung, auf dem weithin sichtbaren 
Petriturm die weißen Fahnen zu hissen, erst gab, als sicher war, daß der 
Feind schon im Fürstenbusch stand und die eigene Verteidigungsstellung 
durchbrochen und die eigenen Kräfte abgezogen waren, erst dann also, als 
keine Gefahr mehr durch eigene Fanatiker bestand.

 Werner Hartenstein verlor wegen seiner NSDAP-Mitgliedschaft nicht 
nur sein Amt. Kurz nach der Einsetzung des neuen Oberbürgermeisters 
 Karl Günzel am 2. August 1945 wurde Hartenstein im Spätsommer 
1945 auf Befehl des NKWD von der neuen Ortspolizei in Freiberg verhaf-
tet. Bei allen Unterschieden im Einzelnen hatten die Alliierten der Anti-
hitlerkoalition seit ihrer Konferenz von Jalta im Dezember 1943 bereits 
übereinstimmend die Internierung der gesellschaftlichen Eliten des Natio-
nalsozialismus vorgesehen.10 Die Errichtung von Internierungslagern war 
als „administrative Maßnahme“ zur Isolation aktiver Nationalsozialisten 
beabsichtigt. Nach der Besetzung des deutschen Kernlandes wurden sie 
mehr und mehr auch – vor allem in der sowjetischen Besatzungszone – zur 
Ausschaltung von befürchtetem Widerstand gegen die Besatzungsmacht 
eingesetzt. In der sowjetischen Besatzungszone schuf der NKWD-Befehl 
00315 des für die stalinistischen Säuberungen berüchtigten Volkskommis-
sars des Inneren und Geheimdienstchefs  Lawrenti Beria (1899–1953) 
vom 18. April 1945 die Voraussetzungen für die Registrierung aller Mit-
glieder der NSDAP und für die Einlieferung einer bewusst sehr breit und 
unbestimmt gefassten Anzahl „aktiver NSDAP-Mitglieder“ in Speziallager 
des NKWD. Die Verhaftungen erfolgten in Freiberg in der ersten Welle nur 
wenige Tage nach der Besetzung, um den 26. Mai 1945, als deren Hauptziel 
die Säuberung des Hinterlandes der kämpfenden Truppen der Roten Armee 
von feindlichen Elementen galt.11 Im Spätsommer 1945 folgten, neu ange-
facht durch den SMAD-Befehl Nr. 42 vom 27. August 1945, in Freiberg und 
Umgebung weitere Verhaftungen, die nun auch leitenden Verwaltungsbe-
amten, der NSDAP angehörenden Lehrern, mehr und mehr aber auch allen 
Personen galten, die als potenzielle Gegner der Besatzungsmacht und der 
von ihr eingesetzten deutschen Organe erscheinen konnten.12

Im September 1945 wurde Hartenstein zusammen mit weiteren Freiber-
ger Verhafteten zunächst in das NKWD-Speziallager Nr. 4 nach Bautzen 
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transportiert, das im sogenannten „Gelben Elend“, im Zuchthaus Bautzen, 
errichtet worden war. Am 21. und 22. September 1946 kamen 2.977 Deut-
sche, unter ihnen  Werner Hartenstein, aus dem überfüllten Lager Baut-
zen in das sowjetische Speziallager Nr. 6 in Jamlitz.13 

Die Speziallager waren zu keinem Zeitpunkt als zeitweilige Internierung 
von NSDAP-Staats- und Parteieliten mit dem Ziel gedacht, mögliche ju-
ristische Einzelfallprüfungen und anschließende gerichtliche Verfahren 
vorzubereiten. Auch trugen sie keineswegs den Charakter von „Umschu-
lungslagern“. Sie waren Isolationslager für Deutsche, welche die sowjeti-
sche Besatzungsmacht für Träger von Verantwortung oder von Schuld an 
Krieg und Verbrechen hielt, mehr und mehr aber auch für solche, die sie 
zu Gegnern ihrer Besatzungsziele erklärte. Die Internierten unterlagen kei-
ner rechtsstaatlichen Praxis. Die Lebensbedingungen waren mehrheitlich 
katastrophal. Zwar lagen die Versorgungsnormen der Speziallager auf dem 
Papier zeitweilig sogar über denen für zivile Schwerstarbeiter in der Sowje-
tischen Besatzungszone;14 in der Wirklichkeit der Lager aber spielten diese 
Normen kaum eine Rolle. Die Sowjetische Militäradministration und das 
NKWD hatten nur geringes Interesse daran, die in ihrer Besatzungszone 
insgesamt vor allem in den Jahren 1946 bis 1947/48 extrem angespannte 
Versorgungssituation mit Lebensmitteln – eine Mangelsituation, die im Üb-
rigen auch in den westlichen Besatzungszonen in den ersten Nachkriegs-
jahren herrschte – ausgerechnet in den Internierungslagern auszugleichen. 
Viele Inhaftierte waren vom Hunger gezeichnet. Zur Katastrophe kam es, 
als die SMAD ab dem 1. November 1946 grundsätzliche Verpflegungsnor-
men in den Lagern drastisch weiter gesenkt hatte. Mit Verzögerung von 
etwa zwei Monaten setzte daraufhin die für die sowjetischen Speziallager 
charakteristische hohe Sterblichkeit ein. Das Lager Jamlitz war für 8.000 
Gefangene ausgelegt. Nach Angaben einer im Auftrag der Brandenburgi-
schen Landeszentrale für politische Bildung im Jahr 2001 zum Spezial-
lager Nr. 6 erarbeiteten Studie sank die Zahl der Insassen in Jamlitz al-
lein zwischen dem 27. Januar 1947 und dem 27. März 1947 von 7.611 auf 
6.263. Davon waren die meisten gestorben. Der Februar 1947, der Monat, 
in dem auch Werner Hartenstein sein Leben verlor, war der Monat mit 
der höchsten Sterblichkeit in Jamlitz.15 In den Spezlagern der SBZ, heißt es 
zusammenfassend in der Studie, wird man mit einigem Recht einen bruta-
len und verfehlten Versuch der Siegermacht UdSSR erkennen dürfen, ohne 
brauchbare Konzeption die Deutschen mit ihrer jüngsten Vergangenheit zu 
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konfrontieren. Wer wollte angesichts der entwürdigenden Verhältnisse denn 
nicht ausrufen, dass es ungerecht sei, so behandelt zu werden.16

In der DDR-Zeit war  Werner Hartenstein mit nur wenigen Ausnahmen17 
zur Unperson geworden. Seine Rolle beim Einmarsch der Roten Armee 
wurde über Jahrzehnte hinweg fast völlig verschwiegen. Erst recht seine 
Verhaftung und sein Tod in einem NKWD-Lager. Vertreter der Stadt ehr-
ten Werner Hartenstein 2004 mit einer Kranzniederlegung an einer 
auch durch Beteiligung der Stadt für ihn errichteten Gedenktafel auf dem 
Gelände des ehemaligen sowjetischen Speziallagers Nr. 6 in Jamlitz im 
Land Brandenburg.

Es gibt heute kaum noch Zeitgenossen, die über Hartenstein aus per-
sönlicher Erfahrung Auskunft geben könnten. Freiberger Chronisten und 
Historiker charakterisieren ihn als eine tatkräftige, unerschrockene, inte-
gre und jederzeit für das Wohl der Stadt und ihrer Bewohner wirkende 
Persönlichkeit. Fotos zeigen ihn als hochgewachsenen, kraftvollen Mann, 
der allein durch seine Erscheinung auch heute noch Eindruck zu hinterlas-
sen vermag. Er war, so legen alle überkommenen Zeugnisse und Erinne-
rungen nahe, hochgebildet und kulturvoll. Am 6. Mai 1879 in Saarburg/
Lothringen geboren, wo sein Vater aus sächsischen Staatsdiensten 1870 
hinberufen worden war, besuchte er – nach dem Tod des Vater und der 
Rückkehr der Familie nach Sachsen – das Königliche Gymnasium in Dres-
den-Neustadt. Werner Hartenstein studierte Rechtswissenschaften und 
Volkswirtschaft in Freiburg und Leipzig. Nach seiner Promotion leistete 
er seine Referendariatszeit an den Amtsgerichten in Radeberg und Pirna 
ab, ging dann in die Verwaltung, wo er schnell in den höheren Verwal-
tungsdienst, unter anderem in den Amtshauptmannschaften Grimma und 
Chemnitz, später bei der Polizeidirektion Dresden, aufstieg. Dort leitete er 
seit 1912 die politische Abteilung. Im Ersten Weltkrieg diente er als Haupt-
mann und zuletzt als Chef der politischen Polizeiverwaltung der Truppe im 
besetzten Rumänien. Er wurde mit Kriegsehrungen geradezu überhäuft. 
So erhielt er das Eiserne Kreuz I. und II. Klasse, den Albrechtsorden, das 
Ritterkreuz mit Schwertern I. und II. Klasse, aber auch Orden und Ehren-
kreuze der Österreichisch-Ungarischen Monarchie und anderer deutscher 
Kriegsverbündeter. Nach Kriegsende arbeitete er als Regierungsrat in der 
Amtshauptmannschaft Pirna, danach als Amtshauptmann in Zwickau und 
stellvertretender Amtshauptmann in Bautzen, bevor er sich 1923 um den 
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Posten des Oberbürgermeisters in Freiberg bewarb. Er war ein erfahrener 
Jurist und Verwaltungsfachmann, der in drei politischen Systemen großge-
worden war, mit hinreichender Praxis aus dem politischen Polizeidienst,18 
jovial im Umgang und gewiss auch sehr entschieden in seinem Auftreten. 
Im Übrigen beeilen sich Autoren, die um biografische Annotationen zu 
 Werner Hartenstein seit 1990 bemüht sind, zu versichern, dass Harten-
stein lediglich angesichts gesellschaftlicher Zwänge am 1. Mai 1933, weni-
ge Wochen nach dem Machtantritt der Nazis, in die NSDAP eingetreten 
und jedenfalls kein fanatischer Kämpfer für die Ideen des Nationalsozia-
lismus bis zum letzten Blutstropfen gewesen sei. Insgeheim habe er gar das 
nationalsozialistische Regime zutiefst verachtet, wissen Zeitgenossen oder 
deren Nachfahren zu berichten.19 

Indes fällt auf, dass zwar recht ausführliche Berichte und Informationen 
über die letzten Kriegstage und die Zeit um den 7. Mai 1945 bemüht wer-
den, um Hartensteins unbestreitbar verantwortungsvolle und zweifellos 
mutige Entscheidung zur kampflosen Übergabe der Stadt an die heranrü-
ckende Sowjetarmee und das nachfolgende Drama um seine Verhaftung 
und sein Sterben unter dem NKWD zu würdigen. Aber Hartensteins 
Amtsführung selbst zwischen 1933 und 1945 – immerhin über entscheiden-
de zwölf Jahre nationalsozialistischer Herrschaft – scheint demgegenüber 
bisher geradezu ohne Belang. Er habe kritische Zeiten zu meistern gehabt, 
ist die noch konkreteste Aussage, die darüber Auskunft zu erteilen vor-
gibt.20 Der Nationalsozialismus fand statt, aber keiner war dabei, möchte 
man eine zugespitzte Formulierung des Hamburger Historikers  Hannes 
Heer auch auf Freiberger Gegebenheiten übertragen, die jener vor Jahren 
für das nachkriegsdeutsche Wegducken vor den Verbrechen der Nazizeit 
fand.21 Manchem scheint möglicherweise die Tragödie des Todes von Har-
tenstein, die jener mit vielen 1945 und 1946 in und um Freiberg Verhafte-
ten und in NKWD-Lagern Hungernden und Sterbenden teilen musste, An-
lass genug, die vorangegangene Zeit als damit abgegolten auszuklammern 
und den Mantel des Schweigens darüber zu werfen.

Von Anfang an zur Mitarbeit bereit

Tatsächlich aber war Werner Hartenstein als Freibergs Oberbürgermeis-
ter zwischen 1933 und 1945 keineswegs nur der harmlose Mitläufer der 
NSDAP, wie ihn etwa seine einstige Haushälterin noch 2007 in Erinnerung 
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brachte, als sie öff entlich weitergehende Ehrungen für ihren einstigen, von 
ihr hoch geachteten Dienstherrn forderte.22 Es gibt, so unterstützte  Klaus 
Rümmler (Vereinigung der Verfolgten des Stalinismus) im Freiberger Jahr-
buch 2004 diese Sichtweise, keinerlei Hinweise darauf, dass er irgendeine 
Antipathie gegen andersdenkende oder andersrassige [sic!] Bürger besessen 
oder gezeigt hätte.23 Allein das genauere Sichten der zeitgenössischen Me-
dien wie etwa des Freiberger Anzeiger und Tageblatts ab 1933, erst recht 
der im Stadtarchiv Freiberg zugänglichen Zeitdokumente, hätte helfen kön-
nen, solche Urteile sorgfältiger abzuwägen.24

 Werner Hartenstein hielt sich jedenfalls nicht zurück, als gleich Anfang 
März 1933, wenige Tage nach dem Erlass der Verordnung des Reichsprä-
sidenten zum Schutz von Volk und Staat am 28. Februar 1933, der soge-
nannten Reichstagsbrandverordnung, die mit dieser Verordnung legitimier-
te Jagd auf ebensolche andersdenkende und andersrassige Bürger auch in 
Freiberg begann. Überall in Deutschland, auch in Freiberg, stürmten die 
Stadtpolizeikräfte, allen voran die ihnen mit der Notverordnung als „Hilfs-
polizei“ zugeteilten SA-, SS- und Stahlhelmtruppen, die Parteibüros von 
KPD und SPD. Funktionäre von KPD und SPD, Mitglieder des kommu-
nistischen „Rotfrontbundes“ und des sozialdemokratischen „Reichsban-
ners“, kamen in „Schutzhaft“. „Unverbesserliche Marxisten“ wurden seit 
der ersten Märzwoche 1933 in Freiberg in die sogenannte „Fronfeste“, das 
Stadtgefängnis in der Waisenhausstraße, oder in das provisorisch in Eile 
eingerichtete „Schutzhaftlager“ im Turm der sogenannten „Erzwäsche“ am 
Davidschacht geworfen (Abb. 2). Darunter waren die Kommunisten  Karl 
Günzel,  Willi Appel,  Rudi Langhof,  Paul Beckert und  Kurt Seifert, 
aber auch Sozialdemokraten wie  Kurt Lorenz. 

 Friedmar Brendel, selbst 1933 verfolgter Sozialdemokrat, schilderte die 
Misshandlungen, die die Gegner der Nazis dort erlitten: Dort wurden die 
tapferen verhaßten Marxisten verhöhnt, gequält, verprügelt, in viehischer 
Weise so mißhandelt, dass ein mutiger Freiberger Arzt sogar Anzeige beim 
Ministerium des Innern erstattete.25  Fritz Börner, Funktionär des „Reichs-
banners“ in Langenau, berichtete über die Torturen in der „Erzwäsche“: 
Die SS packte mich, drückte meinen Kopf in einen Sandsack, dann schlu-
gen sie mich bestialisch mit Stahlruten. Das wiederholte sich sechsmal. Das 
Blut lief mir am ganzen Körper entlang. Später wurde ich wieder in das 
Kreisgericht eingeliefert, in eine Arrestzelle, in der bereits Genosse  Karl Mal-
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ke inhaftiert war.26 Der SPD-Gemeindeverordnete  Ulbricht aus Großhart-
mannsdorf und der Reichsbannermann  Hermann Karl Hermersdorfer 
aus Freiberg wurden wiederholt bis zur Bewußtlosigkeit geschlagen, so dass 
deren Körper mit Blut unterlaufen waren und viele Wunden aufwiesen, 
schilderte 1947 ein Bericht in der Sächsischen Zeitung.27 

Polizei und SA-/SS-Hilfspolizisten unterstanden als städtische Ordnungs-
behörde dem Oberbürgermeister  Werner Hartenstein. Es ist ausge-
schlossen, dass ihm diese Vorgänge verborgen geblieben waren. Die Presse 
berichtete unverhohlen über die Jagd auf die politische Opposition, so der 
Freiberger Anzeiger und Tageblatt bereits am 4. März 1933: Wie überall, 
wurden auch in der Amtshauptmannschaft Freiberg Hausdurchsuchungen 
und Verhaftungen bei Kommunisten vorgenommen. Am 7. März 1933 dank-
te der oberste Dienstherr, Oberbürgermeister Hartenstein, seinen Polizei-
beamten für ihren Einsatz in den Tagen des nationalen Umschwungs: […] 
Sie haben Ihren schweren Dienst in treuer Pflichterfüllung, mit Energie und 
gleichzeitig taktvoll versehen.28

Und am 10. März 1933 titelte die amtliche Tageszeitung der NSDAP Gau 
Sachsen, Der Freiheitskampf, euphorisch: Freiberg wird gesäubert.29 Von 

Abb. 2: Freiberg, Gebäude der Erzwäsche, historische Postkarte, Poststempel vom 2. April 1936
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den vorbildlichen Sicherheitsmaßnahmen der Stadt Freiberg […] insbesonde-
re der Verhängung der Schutzhaft über Angehörige der KPD und SPD ist die 
Öff entlichkeit weitgehend unterrichtet, teilte der Freiberger Anzeiger wenig 
später mit.30 Oberbürgermeister  Hartenstein dürfte nicht entgangen sein, 
dass unter den zahlreichen Verhafteten und Geschundenen selbst legal ge-
wählte Stadtverordnete von KPD und SPD waren, mit denen er eben noch 
gemeinsame Sitzungen abgehalten hatte.

Die Außerkraftsetzung wesentlicher Bürgerrechte der Weimarer Verfas-
sung durch die zur Abwehr kommunistischer staatsgefährdender Gewalt-
akte31 erlassene Notverordnung von Ende Februar 1933 begünstigte mas-
sive Wahlbehinderungen der entschlossensten Gegner der NSDAP zur 
Reichstagswahl am 5. März 1933, allen voran der KPD. Von einer freien 
politischen Betätigung der Linksparteien im Vorfeld dieser Wahlen konnte 
keine Rede mehr sein. Und obwohl die NSDAP schließlich mit 43,9 % aller 
Stimmen als Sieger aus diesen Wahlen hervorging, verfehlte sie deutsch-
landweit ihr Ziel, die absolute Mehrheit zu erringen.

Freiberg freilich bestätigte mit einem Anteil der NSDAP von knapp über 
50 % erneut seinen Ruf als nationale Hochburg in Sachsen, wie die Lokal-
presse begeistert berichtete.32 Und Hartenstein verkündete in gleichem 
Atemzug seinen Stolz darauf, daß wir auch jetzt an der Spitze der nationa-
len Bewegung marschieren.33 

Der Tag der Eröff nung des neuen Reichstags, der 21. März 1933, wurde 
als monumental inszenierter Nationalfeiertag überall in Deutschland be-
gangen. An historischer Stätte, vor der Potsdamer Garnisonkirche, sym-
bolisierte ein Händedruck zwischen dem im zivilen Frack erschienenen 
Reichskanzler  Adolf Hitler und dem konservativ-nationalen Reichsprä-
sidenten  Paul von Hindenburg die, wie Hitler es nannte, Vermählung 
zwischen den Symbolen der alten Größe und der jungen Generation.34 Die-
ser „Tag von Potsdam“ sollte signalisieren, dass der Nationalsozialismus 
keinen Bruch mit den konservativen Traditionen des deutschen Bürger-
tums bedeute. Mit seiner Verbeugung vor dem „Helden von Tannenberg“ 
aus dem Ersten Weltkrieg35, dem inzwischen greisen Reichspräsidenten, 
dort, wo schon im Kaiserreich die Reichstagsabgeordneten vom deutschen 
Kaiser empfangen worden waren, versinnbildlichten die Nazis geschickt 
und massenwirksam den „Geist des nationalen Aufbruchs“. Ihre „natio-
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nale Revolution“ verhieß Zeitenwende, aber ebenso völkisch-konservative 
Kontinuität, bewusstes Hineinstellen in die preußisch geprägte alldeutsche 
Tradition von rechts. Das genau war es, was bürgerlich-konservative Eli-
ten in politischen Führungspositionen, in Wirtschaft und Gesellschaft, 
Kultur und Wissenschaft, quer durch Deutschland ansprach und begeister-
te. Zuvor, am 17. März 1933, hatte die Stadtverordnetenversammlung auf 
Antrag der NSDAP-Fraktion die Verleihung der „Ehrenbürgerrechte“ an 
  Paul von Hindenburg und  Adolf Hitler beschlossen. Fünf im Stadtrat 
noch verbliebene Stadtverordnete der SPD verließen den Sitzungssaal, als 
über die Ernennung von Hindenburg und Hitler zu Ehrenbürgern abge-
stimmt wurde. Den kommunistischen Stadtverordneten war nach Erlass 
der „Reichstagsbrandverordnung“ die Teilnahme ohnehin verboten; sie 
saßen in „Schutzhaft“. Den marxistischen Stadtverordneten bot die Stadt-
verordnetensitzung Gelegenheit genug, sich davon zu überzeugen, daß im 
nationalen Freiberg der Marxismus und seine Vertreter nichts mehr zu be-
stellen haben, vermeldete der Freiberger Anzeiger triumphierend.36 Stadt-
verordnetenvorsteher  Rudolf Beger (NSDAP) hatte bei der Eröff nung der 
Ratssitzung ausdrücklich seinen Dank für die Unterstützung der nationa-
len Revolution an Oberbürgermeister Hartenstein gerichtet. Die Vertre-
ter der NSDAP waren geschlossen im Braunhemd erschienen. Dank gebüh-
re auch, gab der Anzeiger Begers Verbeugung wieder, der vollziehenden 
Gewalt und ihren Trägern und der Leitung der Stadt, die sich von Anfang an 
zur Mitarbeit bereit erklärt habe.  Hartenstein revanchierte sich artig: Die 
Stadt rechnet es sich als Ehre an, den Führer aus dem großen Weltkrieg und 
den Führer aus tiefer Schmach und Not in dieser Weise zu ehren.37 

Auf einer überwältigenden Kundgebung auf dem Freiberger Obermarkt am 
Abend des „Nationalfeiertags“ am 21. März 1933 äußerte Oberbürgermeis-
ter Hartenstein, Hauptredner des Abends, noch vor dem NSDAP-Kreis-
leiter  Helmut Böhme, im Widerschein tausender von SA-Gefolge getrage-
ner Fackeln, seine helle Begeisterung angesichts der Tatsache, dass jetzt die 
Fahne schwarz-weiß-rot wieder über Deutschland wehe (Abb. 3). Sie grüße 
uns aus dem flutenden Licht vom Turme unseres alten Rathauses und mit 
ihr vereint weht die Fahne der starken Bewegung, die uns den Aufbruch 
der Nation gebracht hat.38 Wer darin nachträglich nur eine angesichts ge-
sellschaftlicher Zwänge vollzogene Anpassung Hartensteins an die neu-
en Machtverhältnisse erkennen will, die der Oberbürgermeister vollzogen 
habe, um auch weiterhin für das Wohl der Stadt wirken zu können,39 ver-
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kennt – bewusst oder unbewusst – das Off ensichtliche. Diese Rede konn-
te schwerlich anders verstanden werden als die demonstrative, öff entlich 
verkündete programmatische Zustimmung Hartensteins zur nationalso-
zialistischen Machtübernahme. Sie ist im vollen Wortlaut nachzulesen.40 
Jeder, der heute diese Rede liest, kann darin alle synergetischen Schnitt-
punkte zwischen bürgerlich-konservativen völkischen Positionen und den 
nationalsozialistischen Ideen eines „nationalen Aufbruchs“ entdecken. Sei-
ne jubelnden Zuhörer am Abend des 21. März 1933 hatten das zweifellos 
genauso verstanden.

Die Rede verriet seine Ablehnung des parlamentarisch-demokratischen 
Parteiensystems der Weimarer Republik, dem er immerhin bis dahin neun 
Jahre lang einen Eid geschworen hatte. Wie anders, so  Hartenstein, ist 
dieser National-Feiertag seit dem Umsturz von 1918 […] herausgewachsen 
aus der Bewegung des Volkes selbst, getragen von heiliger Liebe und Be-
geisterung, als der uns von dem früheren System als Feiertag auferlegte 
Verfassungstag. Hartenstein träumte von einer nach Ständen geordneten 
Gesellschaft und einem Ständestaat anstelle des Gleichheitswahns beson-
ders der linken Parteien, der zum russischen Zuchthausstaat führen muß: 
[…] Jeder Stand muß sein, alle Stände müssen sich gegenseitig und alle ge-

Abb. 3: Freiberg, Obermarkt, SA-Aufmarsch auf dem Freiberger Obermarkt
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meinsam dem Wohle des Vaterlandes dienen, aller Eigennutz aber muß ver-
schwinden. 

Er drückte seine Verachtung der Lügenpresse und der Parteienpolitiker des 
Weimarer Staates aus: Mit wem man von der neuen Zeit spricht, dem leuch-
ten die Augen und unendlich viele wertvolle tüchtige und arbeitsame Men-
schen haben erkannt, daß sie jahrelang irregeführt worden sind. Wie konnte 
es auch anders sein, wenn sie immer nur einseitige Darstellungen aus Pres-
se und gesprochenem Wort in sich aufnehmen mußten, daß sie schließlich 
dem Irrwahn verfielen, es könne besser werden, wenn sie nur für die eigene 
Klasse Vorteile erringen würden.

Hartensteins Worte gipfelten schließlich in ausgesprochen feindselig-
aggressiver Hetze und dem off enen Aufruf zur Gewalt gegen die Feinde 
des nationalen Umschwungs. Der wahre soziale Geist, der Geist, der in 
prägnanter Kürze im Wahlspruche des preußischen Staates, des Staates 
Friedrich des Großen zusammengefaßt ist: suum cuique, Jedem das Sei-
ne“, sei die „Grundlage … auf der wir die Gesamtheit unserer Mitbürger 
in unserer großen deutschen Bewegung zusammenschließen (müssen und 
werden), und abseits werden dann nur noch die wenigen stehen, die keine 
Deutschen sind, die kein Gefühl haben für den Geist, der ein Volk aus-
macht, die kein Vaterland kennen wollen. Diese werden wir ausschlie-
ßen, fernhalten und, wenn es sein muß, mit harter Faust unterdrücken 
[Hervorhebung M.D.].41 

Der Freiberger Theaterdirektor Otto Rueff  war einer der Ersten, die zu 
spüren bekommen sollten, welche Gangart  Hartenstein selbst in seiner 
eigenen Amtsführung neuerdings gegen jene zu gehen bereit war, die keine 
Deutschen sind. 

Der „Fall“ Otto Rueff  und die „völkische Reinigung“ 
des Freiberger Theaters

Der aus Wien stammende, dort am 26. August 1899 geborene  Viktor Otto 
Rueff  (in Freiberg nur als Otto Rueff  bekannt) war Schauspieler und 
Theaterintendant. Noch vor dem „völkischen Umbruch“, am 15. September 
1932, war er auf Beschluss des Freiberger Stadtrats als Theaterdirektor und 
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– wie seiner Zeit noch üblich – gleichzeitig als Pächter des Freiberger Stadt-
theaters eingestellt worden. Er hatte den Stadtrat mit seiner künstlerischen 
Befähigung und seinem wirtschaftlichen Geschick überzeugt. Das attestier-
te ihm nur wenig später auch der „Deutsche Bühnen-Verein“ auf Anfragen 
der Stadt auf Grund der Erfahrungen seiner bisherigen Theaterlaufbahn an 
Wiener Theatern, später unter anderem in verschiedenen Städten Deutsch-
lands, zuletzt 1931/32 am Theater in Salzwedel.42

Dennoch war – wie auch wiederholte Rückfragen seitens der Kreishaupt-
mannschaft Dresden-Bautzen schon ab November 1932 beim Freiberger 
Stadtrat bezeugen – Rueff s Anstellung von vornherein nicht unumstritten. 
Hauptgrund dafür dürfte eine vom ersten Tag an lautstarke Hetzkampag-
ne der NSDAP gegen  Rueff  wegen dessen rassischer Herkunft und seiner 
linken politischen Überzeugungen gewesen sein. Rueff , seit 1919 Katholik, 
hatte jüdische Eltern und war – was ihn in den Augen der Nationalsozia-
listen obendrein hassenswert machte – während seiner Theaterdirektion 
in Salzwedel der KPD beigetreten. Der Freiberger Stadtrat war zunehmend 
unter Druck geraten und versuchte, sich durch Auskünfte bei der Genos-
senschaft Deutscher Bühnenangehöriger, beim Deutschen Bühnen-Verein 
und selbst mit der Bitte um Auszug aus dem Strafregister Rueff s beim 
Reichsjustizministerium abzusichern. 

Rueff  war tatsächlich im September 1930 vom Landgericht Magdeburg 
wegen Unterschlagung zu einer Geldstrafe von 100 RM verurteilt worden. 
1928 hatte Rueff  das Kapitol Lichtspieltheater Burg bei Magdeburg er-
worben und soll beim Verkauf ein Jahr später Gegenstände, die nicht sein 
Eigentum waren, mit veräußert haben.43 Eine solche Bagatellstrafe wird 
nur vor dem Hintergrund der äußerst risikoreichen und schwierigen An-
stellungsverhältnisse erklärbar, die bis 1934 üblicherweise für Theaterdi-
rektoren galten. Sie trugen neben der künstlerischen Verantwortung auch 
die volle Last der wirtschaftlichen Unternehmensführung als Pächter oder 
gar zeitweise Eigner von Spielstätten, deren Personal und Sachausstattung 
von ihnen selbst zu finanzieren war – je nach Anstellungsvertrag von städ-
tischen Zuschüssen unterstützt (Abb. 4). Die Theaterpächter brachten oft 
auch einen eigenen Bühnenfundus ein. Es war durchaus nicht ungewöhn-
lich, dass es bei Auflösung von Verträgen danach zu längeren Auseinander-
setzungen – auch gerichtlich geführten – über die jeweiligen Eigentumsan-
sprüche kam. 
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Immerhin veranlassten die umfangreich 
eingeholten Auskünfte zur Person, inzwi-
schen auch die gesammelten praktischen 
Erfahrungen mit dem neuen Freiberger 
Theaterdirektor, Oberbürgermeister  Har-
tenstein noch zu durchaus positiven 
Urteilen über Rueff . So teilte er noch im 
Januar 1933 der immer wieder drängen-
den Kreishauptmannschaft mit, dass die 
Darbietungen des Theaterpächters Rueff  
[…] künstlerisch hochstehend für Operette, 
Singspiel, Komödie seien, es andererseits 
aber an gutem Personal im Schauspiel feh-
le, woran Rueff  keine Schuld trage. Er sei 
zwar vorbeugend aufgefordert worden, 
Mängel in der Geschäfts- und Kassenfüh-
rung zu beseitigen. […] Nach den bisherigen Erfahrungen wird der Theater-
direktor den Anforderungen des Stadtrats sofort nachkommen, bekräftigte 
Hartenstein und ließ deutlich werden, dass er Vertrauen in die Rech-
nungs- und Belegführung Rueff s habe. 

Rueff  war der Forderung des Oberbürgermeister in den Einstellungsver-
handlungen ohne Weiteres nachgekommen, dass die Buchführung aus-
schließlich Sache des Theaterpächters sei und er ohne Schulden mit der städ-
tischen Beihilfe durchzukomme habe.44 Unablässig trommelte die NSDAP-
Tageszeitung Der Freiheitskampf: Theaterdirektor O. Rueff  versucht die 
Freiberger Einwohner immer wieder zu überraschen. Seine Überraschun-
gen sind aber meist Produkte jüdischer Schriftsteller und Komponisten, 
obgleich wir so viele schöne deutsche Bühnenstücke haben.45 Der Tonfall 
wurde immer drohender: Trotz unserer mehrfachen Warnungen scheint die 
Direktion des Stadttheaters in der letzten Hälfte der Spielzeit Wege einzu-
schlagen, mit denen wir uns absolut nicht einverstanden erklären können. 
Bei obigem Stück [Ist das nicht nett von Colette? – M.D.] haben nun schon 
drei Juden herhalten müssen, um ein Machwerk herauszubringen, für das 
die nationale Einwohnerschaft Freibergs absolut kein Verständnis hat […] 
Wir ersuchen Herrn Direktor Rueff , das Stück vom Spielplan abzusetzen 
[…] Direktor Rueff  hatte uns mehrmals versprochen, gute deutsche Kunst 
zu bringen. Dieses Stück ist weit davon entfernt.46 Die Rechtsvertretung 

Abb. 4:  Viktor Otto Rueff , 1931
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von Theaterdirektor  Rueff  und dessen Theaterpersonal lag in den Händen 
des Freiberger Rechtsanwalts Dr.  Adolf Ranff t. Der versuchte alles, um 
die immer schwierigere wirtschaftliche Situation des Theaterpersonals auf 
dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise vertragsrechtlich im Lot zu hal-
ten (Abb. 5).47

Am 9. März 1933 schließlich kam es zum Eklat. Die SA stürmte das Thea-
terbüro von Direktor Otto Rueff  und erteilte ihm ab sofort Hausverbot. 
Herr Dulheuer von den NSDAP hat mir heute mittag vor dem gesamten Per-
sonal erklärt, daß ich mit dem heutigen Tag mit dem Theater Freiberg nichts 
mehr zu tun habe, sandte Rueff  noch am gleichen Tag einen schriftlichen 
Hilferuf an seinen obersten Dienstherrn, Oberbürgermeister  Werner Har-
tenstein.48 Die NSDAP-Kreisleitung veröff entlichte parallel dazu in ihrem 
Hetzblatt Der Freiheitskampf einen Off enen Brief an Herrn Direktor Otto 

Abb. 5: Programmheft des Stadttheaters Freiberg, 1932, Seiten 6 und 7
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Rueff , Freiberg: Nachdem die Wahl am 5. März gezeigt hat, daß eine über-
wiegend nationalsozialistische Mehrheit in Freiberg vorhanden ist, teilen 
wir Ihnen mit, daß die NSDAP es ablehnt, an einem Theater mitzuarbeiten 
bzw. dasselbe zu besuchen, welches unter jüdischer Leitung steht. Nach 
den uns über Ihre Person vorliegenden Unterlagen wäre es ratsam, wenn 
Sie Freiberg möglichst sofort verließen … Hier wird ihm keiner eine Träne 
nachweinen … Wir haben nur ein Interesse daran, daß er still und leise ver-
schwindet.49

 Werner Hartenstein half seinem Theaterdirektor nicht. Im Gegenteil. 
Der NSDAP-Freiheitskampf prahlte am 10. März: Im Laufe des Vormittags 
wurde der jetzige Leiter des Stadttheaters, O. Rueff , von Nationalsozialisten 
von seinem Amt entfernt.50 Und Oberbürgermeister Hartenstein sorgte 
umgehend für die formaljuristische Absicherung des rechtswidrigen Raus-
schmisses. Er zwang Otto  Rueff  noch am 10. März 1933, einen Tag nach 
dem SA-Einsatz, zur Unterzeichnung eines Aufhebungsvertrages. Mit ihm 
wurde Rueff  zum Verzicht auf alle Ansprüche gegenüber der Stadt, auch 
auf den bis zum offi  ziellen Vertragsende nicht ausgezahlten städtischen Zu-
schuss, gezwungen. Nach dem ersten Schock versuchte Rueff  in den darauf 
folgenden Tagen, die erpresste Unterschrift zu widerrufen. Er schrieb am 
20. März 1933 an Oberbürgermeister Hartenstein: Sie ersparen mir wohl 
jede weitere Ausführung, denn Sie verstehen selbst nur zu gut, daß weder 
ich noch sonst jemand freiwillig auf seine Vertragsrechte und finanziellen 
Rechte daraus verzichtet, wenn er nicht dazu durch Ihnen wohl bestens be-
kannte Umstände gezwungen wird.51 Inzwischen hatte sich Hartenstein 
jedoch bereits zu dreisten Lügen entschlossen. Der Kreishauptmannschaft 
teilte er am 11. März wissentlich wahrheitswidrig mit, dass der jetzige The-
aterpächter Rueff  […] sich entschlossen (hat), seine Tätigkeit vom 10. März 
an einzustellen und auf seine vertraglichen Rechte bedingungslos zu ver-
zichten. Der Stadtrat kann diesen Entschluß sowohl aus künstlerischen wie 
aus politischen Gründen nur begrüßen. Immerhin war in diesem Schreiben 
noch die Rede davon, dass Rueff  seine Bücher einwandfrei führt und seinen 
finanziellen Pflichten pünktlich nachkommt.52 Selbst davon ist wenig spä-
ter in den Bekundungen des Oberbürgermeisters keine Rede mehr.

Werner Hartenstein ging nun zu off enen Verleumdungen über. Auf eine 
Anfrage des 1. Bürgermeisters von Gablenz/Jablonec, wo sich Rueff  in-
zwischen um eine neue Anstellung bemüht hatte, ließ Hartenstein beschei-
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den: Herr Oberbürgermeister Dr. Hartenstein, der sich sehr gefreut hat, Sie 
am 18. März d.J. in Freiberg in unserem Theater begrüßen zu können und 
der heute ortsabwesend ist, läßt Ihnen folgendes mitteilen: Nach neueren 
Vorkommnissen haben wir allen Grund, auch die finanzielle Zuverlässig-
keit unseres früheren Theaterpächters Rueff  stark in Zweifel zu ziehen. 
Daß seine künstlerischen Leistungen nichts wert waren, hatte Ihnen Herr 
Dr. Hartenstein schon mitgeteilt. Wir halten uns deshalb für verpflichtet, 
Sie ausdrücklich vor Herrn Theaterdirektor Rueff  zu warnen. Die neuen 
Vorkommnisse waren die Weigerung  Rueff s, seinen Rauswurf juristisch 
zu akzeptieren. Das hatte  Werner Hartenstein vermutlich verärgert. 
Rueff  war – nach allem, was über ihn heute bekannt ist – gewiss kein 
einfacher Sympathieträger. Er erschien oft „großspurig“, wie Zeitgenossen 
ihn beschrieben, theatralisch in Gestik und Auftreten, wohl auch gern auf 
seinen Vorteil bedacht. All das aber rechtfertigte nicht, ihn nun mit Ruf-
mord und übler Nachrede um seine weitere berufliche Existenz zu bringen. 
Genau das aber tat Hartenstein unverhohlen und sich des Beifalls seiner 
Nazifreunde gewiss.

Mehr noch. Als off enkundig wurde, dass Rueff  Freiberg verlassen könnte, 
eventuell sogar schon verlassen hatte, wies Hartenstein seine Polizeibe-
amten umgehend an, Rueff  in Schutzhaft zu nehmen, so man seiner hab-
haft werde. Am 26. März 1933 findet sich im Wachbuch des Polizeireviers 
folgende Eintragung: Herr Oberbürgermeister hat angeordnet, daß der The-
aterdirektor Rueff  beim Betreff en sofort in Schutzhaft zu nehmen ist. Rueff  
soll in der vergangenen Nacht nach Wien abgereist sein. Es soll die Woh-
nung der Schauspielerin Werner, mit welcher Rueff  in Verbindung steht oder 
gestanden hat, beobachtet werden. Herr Ob.Insp. möchte am 27.3.33 Herrn 
Stadtrat [Martin]  Striegel Meldung erstatten.53 

Handschriftlich signiert ließ Hartenstein nun auch dem Deutschen Büh-
nen-Verein mitteilen, daß er mit Herrn Rueff  außerordentlich schlechte Er-
fahrungen gemacht habe. Und selbst im Juni 1933 trat Hartenstein nach 
und ließ den ebenfalls nachfragenden Direktor des „Wiener Gastspielthea-
ters Bad Mondorf“ im Großherzogtum Luxemburg,  Ernst Weitz, wissen, 
dass er vor der Person des p. Rueff  warnen muß. Rueff  ist als unzuverlässig 
zu bezeichnen. Er ist nach dem nationalen Umschwung freiwillig von der 
Leitung des hiesigen Stadttheaters zurückgetreten und hat auf die erteilte 
Konzession verzichtet. Obwohl dies alles auf vertraglicher Grundlage ge-
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schehen ist, hat Rueff  später Schadenersatzansprüche gestellt. Die künstle-
rischen Leistungen Rueff s waren so minderwertig, daß er sich die Besucher 
jedes Standes und aller politischen Richtungen vor den Kopf gestoßen hat. 
Ob er kapitalkräftig ist, ist nicht näher bekannt, es wird bezweifelt. Inzwi-
schen muss Hartenstein selbst die noch vor Kurzem gebrauchte Höflich-
keitsanrede als Herr für den „Juden“ Rueff  als undeutsch erschienen sein 
und dessen Leistungsbeschreibung als minderwertig, womit er sich des ras-
sistischen Vokabulars der NS-Antisemiten als angemessen bediente. Auch 
hier ist die direkte Autorenschaft von Werner Hartenstein durch sein 
handschriftliches Signum unter dem Schreiben dokumentiert. Und als 
 Hartenstein schließlich am 20. Juni 1933 einen ausführlichen Dienstbe-
richt zum gesamten Vorgang an seine vorgesetzte Behörde, die Kreishaupt-
mannschaft, richtete, scheute er sich nicht mehr, tief in die Kiste antise-
mitischer Verbalinjurien zu greifen. Nach dem „Staatsumschwung“ sei in 
völliger Freiwilligkeit der Vertrag auf Wunsch von Rueff  aufgelöst worden. 
In zähen Verhandlungen habe  Rueff  seine Vorteile wohl zu wahren ge-
wußt, was bei Festlegungen zu dessen Gunsten in befriedigten Händereiben 
[Rechtschreibung im Original – M.D.] und freudiger Grimasse zum Aus-
druck gekommen sei.54

Noch Mitte März 1933 hatte der Stadtrat die künstlerische Leitung des 
Theaters kommissarisch an den Kapellmeister  Horst-Tanu Margraf 
übergeben, die Geschäftsführung an den NS-Gefolgsmann  Ludwig Bött-
cher. Margraf beeilte sich, sich dem nationalsozialistisch dominierten 
Stadtrat anzudienen: Erst jetzt, nachdem diese Bindungen [Vertrag mit 
Rueff  – M.D.] nicht mehr im Wege stehen, ist es möglich, den Spielplan 
den Erfordernissen eines deutschen Kunstinstitutes und dem Geschmack 
des Freiberger Publikums entsprechend anzupassen und das künstlerische 
Personal derart zusammenzustellen bzw. zu ergänzen, daß in der Folge erst-
klassigen zugkräftigen Auff ührungen tatsächlich gewährleistet ist. [Gram-
matikfehler im Original – M.D.].55 

Zu den Höhepunkten des nun von deutschem Geist erfüllten Theaters ge-
hörte  Hanns Johsts Schauspiel „Schlageter“. Der Theaterwissenschaftler 
 Roland Dreßler schreibt darüber: Das Stück war einem ‚alten Kämpfer 
der Bewegung‘ gewidmet, dem ‚ersten Soldaten des Dritten Reiches‘. Der 
historische Schlageter, Frontoffi  zier und Freikorpskämpfer, hatte im franzö-
sisch besetzten Ruhrgebiet Verkehrswege zerstört, war deshalb von einem 
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französischen Militärgericht zum Tode verurteilt worden und 1923 hinge-
richtet.  Johsts Schauspiel über jenen ‚Märtyrer der Bewegung‘ war zu Hit-
lers Geburtstag 1933 in Berlin uraufgeführt worden.  Hitler selbst soll dieses 
Stück außerordentlich geschätzt haben, personifizierte doch der szenische 
Schlageter den Kampf gegen die ‚Versailler Schandverträge‘. Mit dieser 
Kampfansage hatte die NSDAP ja bereits Millionen Wählerstimmen gewon-
nen. Nun also setzte sich die nationalsozialistische Gehirnwäsche auch auf 
der Bühne fort.56 Hinzu kamen auf den Spielplan 1933/34 zum Beispiel das 
völkische Rührstück „Tragödie eines Volkes – Andreas Hollmann“ sowie 
eingängige, der jüdischen Beeinflussung vermeintlich unverdächtige Ope-
retten wie  Franz Lehárs „Friederike“, „Wiener Blut“ des „Walzerkönigs“ 
 Johann Strauß (Sohn), das Lustspiel „Pension Schöller“ von  Wilhelm Ja-
coby und  Carl Laufs oder das niedliche Kinderstück „Evchens Besuch 
beim Osterhasen“.57

Otto  Rueff  wurde am 17. Juni 1933 beim Betreten des Deutschen Bühnen-
Nachweises in Berlin auf Veranlassung des Reichskampfbundes für Deut-
sche Kultur verhaftet und unter SS-Bewachung nach der österreichischen 
Grenze abgeschoben, lässt ein im Stadtarchiv Freiberg aufbewahrter Zei-
tungsausschnitt aus der Nr. 146/1933 des Freiberger Anzeigers und Tage-
blatts wissen.

Die Tragödie des Otto Rueff  setzte sich fort. Nach dem Freiberger Ruf-
mord fiel es ihm sichtlich schwer, sich in seiner österreichischen Heimat 
eine neue berufliche Existenz aufzubauen. Als die Deutsche Wehrmacht 
im März 1938 in Österreich einmarschierte, befand sich Rueff  gerade auf 
einer Theatertournee durch Rumänien. Er konnte nach Frankreich fliehen, 
entkam dort aber dem deutschen Zugriff  nach dem Einmarsch der Wehr-
macht in Frankreich im Frühsommer 1940 nicht. Im August 1942 wurde er 
verhaftet und in eines der berüchtigtsten Außenlager des KZ Auschwitz, 
in das KZ Blechhammer, deportiert. Dort hatten etwa 4.000 jüdische Häft-
linge Zwangsarbeit beim Bau der Hydrierwerke der Oberschlesischen Hy-
drierwerke AG zu leisten. Unter der Häftlingsnummer 148.302 überlebte 
Rueff  das Lager als Blockältester („Kapo“) des Blocks 15. 

Am 4. März 1945 wurde das KZ befreit und Rueff  kehrte nach Wien zu-
rück, wo er sofort versuchte, neuerlich im Theater tätig werden zu können. 
Off enbar erhoff te er sich günstigere Startbedingungen dafür durch Verweis 
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auf seine kommunistische Vergangenheit, seine neuerliche Betätigung in 
der Kommunistischen Partei und die Berufung auf seine KZ-Haft. Womit 
er nicht rechnete war, dass er zum Mittelpunkt eines der größten Justiz-
skandale der unmittelbaren Nachkriegszeit in Österreich wurde. Noch im 
Sommer 1945 denunzierte ihn ein ehemaliger kommunistischer Mithäft-
ling, der später in der DDR bekannte österreichische Schauspieler  Peter 
Sturm (1909–1984). Am 19. Oktober 1945 wurde das Verfahren gegen 
Otto  Rueff  wegen des Vorwurfs, als Blockältester seine Mithäftlinge im 
Außenlager KZ Blechhammer-Auschwitz misshandelt zu haben, eingelei-
tet. In der Hauptverhandlung wurden acht Belastungszeugen – alles ehe-
malige Auschwitzhäftlinge, die aber nicht dem Block von Rueff  zugeteilt 
gewesen waren – vernommen. Das Gericht glaubte von Anfang an nicht 
an die Unschuldsbeteuerungen von Rueff  und verurteilte ihn zu drei Jah-
ren schweren Kerkers und Vermögensverfall. Beachtenswert sind die vom 
Gericht ausgesprochenen erschwerenden Urteilsumstände. Neben dem 
Zusammentreff en zweier Verbrechen sei auch die Tatsache, dass der Ang. 
[eklagte] seine eigenen Glaubensgenossen gequält und misshandelt hat, als 
erschwerend anzusehen. Nichts davon war bewiesen worden. Der Antrag 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens wurde abgewiesen.58. Rueff  wurde 
am 21. März 1948 bedingt aus der Haft entlassen. Bezeichnenderweise blie-
ben Verfahren und Verurteilung Rueff s zusammen mit einem 1947 gegen 
einen ehemaligen SS-Aufseher im KZ Auschwitz geführten Prozess mit ver-
gleichsweise mildem Urteil bis 1955 in Österreich die beiden einzigen Ver-
fahren zu Straftaten an Häftlingen im KZ Auschwitz. Der Wiener Publizist 
 Hellmut Butterweck, der sich intensiv mit den damaligen Prozessakten 
unter anderem im Fall Rueff  vor dem Wiener Volksgericht beschäftigt hat, 
und das Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstands weisen 
inzwischen detailliert das damalige Verfahren als eklatanten Justizirrtum 
einer weitgehend noch selbst antisemitisch eingestellten unmittelbaren ös-
terreichischen Nachkriegsjustiz nach.59 

In dem Verfahren mögen die vorangegangenen Denunziationen und Ruf-
mordkampagnen auch aus der Vorkriegszeit gegen den Theatermann 
Rueff , wie sie in Freiberg laut geworden waren, durchaus bei der neuer-
lichen Negativzeichnung seiner Persönlichkeit im Wiener Nachkriegspro-
zess mitgeschwungen haben.
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 Richard Freudmann – einer der besten des Abends, und 
seine Enttarnung als Rassenfremder nichtarischer Herkunft

NSDAP-Bezirksschulrat  Rudolf Clauß, 
Bezirksschulrat und Mitglied im Förder-
ausschuß der Deutschen Bühne, Orts-
gruppe Freiberg, und Ratsherr, feierte in 
der Presse und in großspurigen Auftritten 
die Wiederherstellung der deutschen Büh-
ne im Freiberger Theater als Kunststätte 
deutschen Wesens. Unter der Überschrift 
Wer hat das deutsche Theater ruiniert? 
dozierte er über den jüdischen Einfluß in 
Literatur und Theater. Dieser sei noch vor 
Kurzem auch am Freiberger Theater ge-
feiert worden – zum Beispiel in der noch 
von  Rueff  verantworteten Inszenierung 
des von zwei Juden geschriebenen Büh-
nenstücks ‚Mahagoni‘ (gemeint waren 
 Bertolt Brecht und  Kurt Weill und 
deren Stück „Aufstieg und Fall der Stadt 
Mahagonny“ – M.D.). Diese erbärmliche, 
niedrige materialistische Mentalität über-
wunden zu haben, sei auch ein Verdienst der nationalen Erhebung. Freiberg 
sei nach  Hitlers Machtantritt zu einer glückhaften Stadt geworden, troff  
es aus der Feder des Freiberger Bezirksschulrats und „Kulturpolitikers“ 
Clauß, da sich deutscher Geist endlich wieder in den altehrwürdigen Mau-
ern der Stadt entfalten könne. 

In ihrem Eifer hatten die glückhaften Bürger der Stadt ausgerechnet am 
1. April 1933, dem Tag des deutschlandweit ausgerufenen ersten „Juden-
boykotts“, eine Auff ührung der Operette „Wiener Blut“ unter der Regie von 
Richard Freudmann gefeiert. Der habe zugleich als Sänger und Tänzer 
zu den besten des Abends gehört, wie in einer Rezension am Folgetag im 
Freiberger Anzeiger nachlesbar war.60  Horst-Tanu Margraf, der kom-
missarisch eingesetzte künstlerische Theaterleiter, hatte gerade noch über 
diese Auff ührung geprahlt, mit ihr könne die technische und künstlerische 
Umgestaltung des Theaterbetriebes als vollzogen gelten (Abb. 6). Nur drei 

Abb. 6: Schauspieler Richard 
Freudmann, undatierte Aufnahme
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Tage später aber, am 5. April 1933, erfuhr der Leser des Anzeigers: Die Lei-
tung des Stadttheaters teilt uns mit, daß ihr sowohl von der Bezirksleitung 
der NSDAP Ulm a.D. als auch von der Intendanz des dortigen Stadttheaters 
die Auskunft zuteilwurde, daß Richard Freudmann Jude sei! Der auch unter 
dem Künstlernamen Fred Allen agierende Freudmann habe eine rumä-
nische Jüdin als Mutter, bestätige auch das Reichskulturamt der NSDAP 
in Berlin. Freudmann sei umgehend entlassen worden, im Übrigen auch 
die am Theater gastierende Schauspielerin  Jonasson-Günther, Letztere 
allerdings wegen kommunistischer Betätigung.61 

Die Jagd auf Rassenfremde nichtarischer Herkunft nahm mit dem am 7. Ap-
ril 1933 schließlich erlassenen Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums deutlich Fahrt auf. Es gab den Kommunalpolitikern, also auch 
 Werner Hartenstein, endlich die juristische Handhabe, missliebige Per-
sonen, vor allem Kommunisten und andere unverbesserliche Marxisten, 
ganz besonders aber auch Juden auf „gesetzlichem Weg“ aus dem öff ent-
lichen Dienst und allen ihm gleichgestellten Einrichtungen und Unterneh-
men – auch aus den Theatern – zu entfernen. 

Die Nationalsozialisten griff en den späteren „Arier“-Paragrafen der 1935 
erlassenen Nürnberger Rassengesetze vor. Als „nichtarisch“ galt ab sofort, 
wer von nichtarischen, insbesondere jüdischen Eltern und Großeltern ab-
stammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nichtarisch 
ist. Dies ist insbesondere dann anzuwenden, wenn ein Elternteil oder Groß-
elternteil der jüdischen Religion angehört hat.62 Ausnahmen galten für Per-
sonen, die schon seit dem 1. August 1914 Beamte waren, die „Frontkämp-
fer“ im Ersten Weltkrieg gewesen waren oder deren Väter oder Söhne im 
Ersten Weltkrieg gefallen waren. Der Amtsapparat konnte seine bürokra-
tischen Aufgaben erfüllen. Und die Kirchgemeindeämter aller christlichen 
Konfessionen bekamen alle Hände voll zu tun, um aus alten Taufregis-
tern Belege für die nun millionenfach gefragten Arierpässe und arischen 
Stammbaumnachweise zu erbringen.

NSDAP-Ratsherr  Rudolf Clauß jedenfalls konnte nach der Entfernung 
artfremder und politisch unerwünschter Personen wie  Rueff ,  Freudmann 
oder Jonasson-Günther aus dem Freiberger Kulturleben befriedigt kons-
tatieren, dass nun ein durchgreifender Wandel geschaff t sei. 
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Goswin Moosbauer 
und die würdige Höhe eines deutschen Theaters

Zur Säuberung des verjudeten Theaterbetriebs, der auch in Freiberg um 
sich gegriff en habe, wurde noch im April 1933 der Schauspieler und Regis-
seur  Goswin Moosbauer (1885–1963) vom Stadtrat zum neuen Theaterdi-
rektor berufen und durch  Hartenstein vertraglich für die nächsten drei 
Jahre verpflichtet. Der neue Direktor, jubelte Oberlehrer  Rudolf Clauß, 
der mit dem EK I ausgezeichnete Kämpfer, Herr Moosbauer, und eine auser-
lesene Schar deutscher Künstler haben der Stadt Freiberg versprochen, mit 
eisernem Wollen und unermüdlichem Fleiße bestrebt zu sein, das Freiberger 
Theater auf seine alte, eines deutschen Theaters würdige Höhe zu bringen.63 

Dennoch erwartete auch Moosbauer auf Dauer kein gutes Los am Freiber-
ger Theater. Zwar schloss die Stadt mit ihm noch im Frühjahr 1936 einen 
neuen Dreijahresvertrag ab. Nur ein reichliches halbes Jahr später jedoch, 
am 25. November 1936, sah sich der Theaterdezernent der Stadt, Stadtrat 
PG. [Herbert]  Kurtz, veranlasst, wie es am 26. November 1936 im Freiber-
ger Anzeiger hieß, dem gesamten Personal des Theaters die weltanschauli-
chen Gründe dar(zulegen), die zur Entlassung Direktor Moosbauers führen 
mußten.64 Der neue Dreijahresvertrag war soeben vom Oberbürgermeister 
fristlos gekündigt worden. Etwas schwammig war im Anzeiger von Unzu-
länglichkeiten der Theaterführung und vom Mangel an verantwortungs-
bewußtem, leidenschaftlichem Einsatz für die Belange der echten Kunst 
die Rede, die Moosbauer nun angelastet wurden. Die weltanschaulichen 
Gründe, die die Entscheidung gaben, seien jedoch vor allem die Ereignisse 
in Brüx gewesen. Moosbauer führte neben seiner Anstellung in Freiberg 
zugleich noch das städtische Theater im benachbarten tschechoslowa-
kischen Brüx/Most. Dass Theaterdirektoren, so auch der Freiberger, ein 
zweites „Standbein“ hatten, war für die damaligen Zeiten nicht ungewöhn-
lich. Während an der reichsdeutschen Bühne nationalsozialistisch gespielt 
wurde, habe Moosbauer in Brüx laufend Gastspiele des aus Deutschland 
emigrierten jüdischen Filmkomikers  Otto Wallburg veranstaltet. Otto 
Wallburg (geboren 1889 in Berlin – ermordet am 30.10.1944 im KZ 
Auschwitz), vor der Machtergreifung umjubelter deutscher Film- und Thea-
terschauspieler und Kabarettist, hatte 1933 seinen Vertrag bei der Ufa und 
sein Berliner Theaterengagement verloren und schlug sich seither mit Ge-
legenheitsengagements durch, die ihm nach seiner Flucht nach Österreich 
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unter anderem auch vom Theaterdirektor Moosbauer in Brüx angeboten 
worden waren.65 Das war nicht nur der Reichskulturkammer in Berlin, son-
dern den Antisemiten aller Couleur auch auf städtischer Ebene zu viel. Als 
Leiter einer reichsdeutschen Bühne außerhalb der Landesgrenzen in der 
noch viel verantwortlicheren Stellung als Direktor eines auslandsdeutschen 
Theaters, das Träger u n s e r e r Kultur und Brücke zu den Brüdern im 
fremden Staat sei, habe der Arier Moosbauer die Grundsätze, nach denen 
deutsches Theater heute gottlob geführt werden, anzuwenden vergessen.

Mehr noch: Er selbst sei sogar Partner des ewig Blubbernden [so der Spitzna-
me  Wallburgs wegen dessen schneller, undeutlich-verwaschener Sprech-
weise – M.D.] auf der Bühne gewesen und habe zu allem Überdruss auch 
noch für die Auff ührung der Strauß-Operette „Eine Nacht in Venedig“ am 
Stadttheater Brüx ausgerechnet eine Bearbeitung des Juden  Erich Wolfgang 
Korngold bevorzugt.66 Wie stark der Druck der Fachschaft Theater in der 
Reichskulturkammer auf den Freiberger Oberbürgermeister gewesen sein 
muss, den Vertrag mit Moosbauer fristlos zu kündigen, lässt sich aus den 
Akten nicht mehr ersehen, nur erahnen. Aber auch in diesem Fall zögerte 
 Hartenstein keinen Moment, den rassisch unzuverlässigen Moosbauer 
loszuwerden. Moosbauer habe übersehen, dass der Rassenwahn nicht vor 
Ländergrenzen Halt mache, bemerkt der Mitautor der 2015 erschienenen 
Geschichte des Freiberger Theaters,  Roland Dreßler, dazu.67 

Bei der Entlassung Moosbauers, die ebenfalls formal über einen Aufhe-
bungsvertrag abgewickelt wurde, ging es auch um erhebliche finanzielle 
Größenordnungen. Off ensichtlich hatte  Moosbauer bei seiner Anstellung 
einen umfangreichen Kostümfundus mitgebracht, den ihm die Stadt nun 
für 5.500 RM abkaufte. Die Stadtobrigkeit – Oberbürgermeister Harten-
stein und in der direkten Verantwortung für das Theater vor allem der 
Theater- und Kulturdezernent  Herbert Kurtz – handelten verwaltungs-
juristisch und buchhalterisch ohne Zweifel gewissenhaft, so sehr sie auch 
damit wiederum aus „rassenpolitischen“ Gründen eiskalt eine Biografie 
zerstörten. Nach Moosbauer kam der SS-Mann  Ernst Lüsenhop.68 Er 
nannte sich nun erstmals Intendant, was ein grundsätzlich anderes Ver-
tragsverhältnis zwischen Stadt und Theater kennzeichnete. Dass das The-
ater nun zum Regiebetrieb wurde, war jedoch keine Freiberger Besonder-
heit, sondern der NS-Staat übernahm an vielen Theaterstandorten die 
finanzielle Verantwortung.69
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Das Herz des Oberbürgermeisters für das Freiberger Theater

Aus den Dokumenten zu Theaterangelegenheiten, die im Stadtarchiv Frei-
berg über die Jahre 1933 bis 1945 aufbewahrt sind, aber auch aus bis heu-
te teilweise mündlich überlieferten Zeitzeugnissen geht immerhin hervor, 
dass die Stadtverwaltung Freiberg und ihr Oberbürgermeister selbst bis zur 
Einstellung des Theaterbetriebs am 1. September 1944 eine über amtliche 
Notwendigkeiten hinausgehende Verantwortung und Förderung ihrem 
Theater gegenüber zeigten.70  Werner Hartenstein hatte ohne Zweifel ein 
großes Herz für sein Freiberger Theater und wusste um dessen urbane und 
regionale Ausstrahlung.

Seinem Einsatz war mit zu danken gewesen, dass das Freiberger Theater 
selbst in den schwierigsten wirtschaftlichen Phasen der Weltwirtschafts-
krise Ende der zwanziger, Anfang der dreißiger Jahre nicht geschlossen 
werden musste. Das Theaterpersonal hatte zu jener Zeit noch unter zum 
Teil katastrophalen Bedingungen gearbeitet. Gehaltskürzungen waren 
die Regel. Üblich waren Saisonarbeitsverträge über sechs bis neun Mona-
te gewesen. Der Anteil arbeitsloser Schauspieler war in den Krisenjahren 
Deutschlands enorm gewachsen. Umso intensiver setzte sich Hartenstein 
dafür ein, Schauspieler und Regisseure auch in diesen Zeiten zu halten. 
Die Stadtverordnetenversammlung gewährte Zuschüsse aus dem Stadt-
haushalt gewährte, selbst wenn dafür an anderen Stellen gespart werden 
musste. Hartenstein wusste, welche Bedeutung das Theater für die kul-
turelle Identität und das soziale Gemeinschaftsverständnis einer Stadt wie 
Freiberg zu spielen imstande war. Nach dem Machtantritt der Nationalso-
zialisten setzte sich Hartenstein hartnäckig im Interesse seiner Stadt und 
seines Theaters dafür ein, deren auf die Formung der Seele der arischen 
Volksgemeinschaft gerichtete Kultur- und Theaterförderung nach Kräf-
ten auch nach Freiberg zu lenken.71 Nur vor diesem Hintergrund mag es 
schließlich wenig überraschen, dass der ansonsten korrekte Verwaltungs-
jurist Hartenstein im Falle Otto  Rueff s und am Rande einiger anderer 
Vertragskündigungen wie denen von  Freudmann und später  Moosbau-
er auch zu unredlichen und sogar ehrabschneidenden Handlungen griff . 
Denn für ihn selbst galt off ensichtlich, was er programmatisch bereits am 
21. März 1933 vor den begeisterten Massen auf dem Obermarkt verkündet 
hatte. Er betrachtete zweifellos den Rausschmiss völkisch unzuverlässiger 
Elemente wie Rueff , Freudmann oder auch Moosbauer – wenn es sein 
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muß, mit harter Faust, wie er es selbst anlässlich des Fackelzugs zum Tag 
der Verfassung genannt hatte – als unverzichtbare Voraussetzung des Zu-
sammenschlusses […] unserer Mitbürger in unserer großen deutschen Be-
wegung. Für  Hartenstein dürfte der Jude  Rueff  ohne Zweifel zu jenen 
gehört haben, von denen er überzeugt war, dass sie keine Deutschen sind, 
die kein Gefühl haben für den Geist, der ein Volk ausmacht, die kein Vater-
land kennen wollen. Es war weder ein Akt purer Anpassung an die neuen 
nationalsozialistischen Herren, noch ein seiner sonstigen Amtsführung zu-
widerlaufender Fehlgriff . Dass Hartenstein der „seine“ Theaterleute lieb-
te, gleichzeitig aus deren Mitte „Undeutsche“, „rassisch Fremdartige“, aber 
auch politisch Missliebige eifrig auszuscheiden half, als sich die Gelegen-
heit dafür eröff nete, war die folgerichtige Konsequenz seiner völkischen 
Überzeugungen ebenso wie seiner antisemitischen Grundhaltung. Diese 
teilte er im Übrigen mit der Mehrheit der nun „arischen“ Volksgenossen.

Die verwaltungsjuristisch durch den Oberbürgermeister abgesegnete Ver-
jagung Rueff s und Hartensteins obendrein herablassend feindseliges 
Nachtreten gegen den danach um seine beruflich-soziale Existenz ringen-
den „Juden“ dürfte für den sonst um „sein“ Theaterpersonal hingebungs-
voll bemühten Oberbürgermeister eine eher unbedeutende Marginalie im 
„völkischen Klärungsprozess“ gewesen sein. 

Vielleicht hatte Hartenstein auch nur besonders abfällig, gereizt und 
nachtragend im Fall Rueff  reagiert, weil dem erfahrenen Verwaltungsbe-
amten und Juristen sehr wohl klar gewesen sein muss, dass der Rauswurf 
Rueff s aus einem noch laufenden Anstellungsvertrag nur aufgrund eines 
vorangegangenen Gewaltaktes der SA nicht gesetzeskonform erfolgt war, 
er selbst also als Verwaltungsjurist keine gute Figur in dem kurzen Verfah-
ren abgab. Immerhin: Die erzwungene Unterschrift unter den für Rueff  
einseitig nachteiligen Aufhebungsvertrag war knapp einen Monat vor dem 
Erlass der Gesetzes über die Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
am 7. April 1933 erfolgt. Erst mit diesem Gesetz wurden durch die Natio-
nalsozialisten unter anderem rassische Herkunftsmerkmale als justitiable 
Größen für die Entfernung missliebiger Personen aus öff entlichen Ämtern 
eingeführt. Im März 1933 war eine solche Vorgehensweise selbst nach den 
Maßstäben des neuen Staates noch illegal. Es darf durchaus angenommen 
werden, dass Hartenstein die rabiate, grölende und brutale Vorgehens-
weise der SA-Horden suspekt und kulturlos vorgekommen sein mag. Die 
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bis heute geäußerte Meinung, Hartenstein habe das nationalsozialisti-
sche Regime zutiefst verachtet, dürfte jedoch bestenfalls für seine höchst 
wahrscheinlich herablassende Verachtung gegenüber den Methoden der 
Schlägertrupps der SA und SS und gegenüber den ihn umgebenden klei-
nen NSDAP-Parteibonzen geltend gemacht werden. Naheliegend ist, dass 
er diese Schläger und Parteibonzen als Kultur- und Bildungsbanausen an-
gesehen haben mag. Und nur wenig Zweifel mag es daran geben, dass ihm 
manche Folgen des Sturmlaufs der NSDAP und SA in den ersten Wochen 
des „nationalen Aufbruchs“ höchst ungelegen kamen, insofern er den von 
ihnen angerichteten Schaden im Nachhinein verwaltungsjuristisch abzu-
segnen gezwungen war. Aber die Unabwendbarkeit einer „völkische Säu-
berung“ und einer „Reinigung von Volk und Staat“ von „unverbesserlichen 
Marxisten“ und Juden standen für ihn wohl kaum in Frage.

Wie viele andere aus der bürgerlichen Oberschicht der Stadt stellte  Har-
tenstein noch in den ersten Wochen des nationalsozialistischen „Auf-
bruchs“ den Antrag auf Parteimitgliedschaft in der NSDAP. Die Nazis 
liebten demonstrative Propagandaaktionen. Für die Aufnahme der neuen 
„Parteigenossen“ wurde der von ihnen als NS-Feiertag eingeführte Tag der 
nationalen Arbeit am 1. Mai auserkoren. Die „alten Kämpfer“ der NSDAP 
freilich machten sich über diese Neubekehrten lustig und bezeichneten sie 
als Märzgefallene (Abb. 7).

Abb. 7: NSDAP-Mitgliederkartei, Mitgliedskarte Werner Hartenstein
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Die Erfahrenen und die Kreativen – 
Den Aufgaben in vollem Maße gewachsen

Bis in den letzten Winkel Deutschlands hinein war die Isolierung der Ju-
den, ihr Ausschluss aus dem gesellschaftlichen Leben, die schrittweise Ver-
nichtung ihrer beruflichen und sozialen Existenz von Anfang an eine der 
unübersehbaren Hauptsäulen nationalsozialistischer Herrschaft geworden. 
Die NSDAP hatte bereits in ihrem ersten Kampfprogramm vom 24. Febru-
ar 1920 keinen Zweifel daran gelassen, wer in ihrem erstrebten „Dritten 
Reich“ noch „Staatsbürger“ werde sein dürfen. Staatsbürger kann nur sein, 
wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, 
ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein Jude kann daher Volksgenosse 
sein.72 Bereits zwei Jahre später, am 20. November 1922, hatten in Freiberg 
die Bergakademiestudenten  Karl Friedrich Kolbow73 und  Gottfried 
Horn74, tatkräftig unterstützt von Freiberger Gesinnungsgenossen wie 
dem Fabrikanten  Fritz Küchenmeister, in „Hoff manns Bierstuben“ an 
der Ecke Rinnengasse/Fischerstraße eine der frühesten Ortsgruppen der 
NSDAP, die sechste in Sachsen, gegründet (Abb. 8).75

Abb. 8: Freiberg, Rinnen-
gasse 14, Gaststätte 
„Hoff manns Bierstuben“, 
Ausschnitt aus einer 
historischen Postkarte
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Freiberg galt von Anfang an als eine der Hochburgen des Nationalsozia-
lismus.76 Es war eine jener Städte, in der das Banner  Adolf Hitlers in Sach-
sen zuerst aufgepflanzt wurde.77 Für keinen aufmerksamen Zeitgenossen 
konnte lange vor dem tatsächlichen Machtantritt der Nazis deren auf die 
„Lösung der Judenfrage“ gerichteter brutaler Antisemitismus verborgen 
bleiben. Viele Deutsche, die sich spätestens 1933 beeilten, Adolf Hitlers 
Mein Kampf in ihr Bücherregal einzureihen, werden es kaum je gründlich 
gelesen haben. Die lautstarke Propaganda der Nazis indes sorgte zweifellos 
dafür, dass Hitlers dort schon 1924 ausgebreitete Kernthese von einer jü-
dischen Weltverschwörung und die Vorstellung der damit unvermeidlichen 
und radikalen Entfernung der Juden aus allen weltpolitischen und nationa-
len Einflussmöglichkeiten in das Gehirn eines jeden „Volksdeutschen“ Ein-
lass finden konnte. Der völkische Staat hat die Rasse in den Mittelpunkt 
des allgemeinen Lebens zu setzen, phrasierte Hitler frühzeitig.78

Nichts anderes geschah seit dem Datum der Übertragung der Kanzlerschaft 
an Adolf Hitler am 30. Januar 1933 im Deutschen Reich, dem Hitler eine 
tausendjährige Zukunft prophezeite. Und niemand konnte daran zweifeln, 
dass es auf Dauer nicht die Schlägertrupps der SA und SS sein würden, die 
den „völkischen Staat“ formen konnten, so sehr die seinen Weg ebneten. Es 
würden die erfahrenen Juristen, die akribischen Staatsbeamten, die ausge-
buff ten Verwaltungsfachleute, die Medienspezialisten und Techniker, die 
„Kulturschaff enden“ und die Wissenschaftler, die gebildete bürgerliche Eli-
te also sein, die den nationalsozialistischen Traum von der „arisch reinen 
Volksgemeinschaft“ in einem neu zu gewinnenden „germanischen Lebens-
raum“ Wirklichkeit werden lassen konnten. Die Unterstützung breiter bür-
gerlicher Kreise machte den Nationalsozialismus nicht nur salonfähig, son-
dern vor allem handlungsfähig. Hitler brauchte ausgezeichnete Fachleute. 
Es waren nicht der den Deutschen nachgesagte „Untertanengeist“ oder die 
lähmende Angst vor täglicher Repression, die dem nationalsozialistischen 
Umbruch sozialpolitische Stabilität und eine über Jahre haltbare, zunächst 
überwältigende Massenbasis verliehen. Es war der revolutionäre, moderne 
und zumal jugendliche Gestus, der von den „Braunen“ ausging. Er verhieß, 
die starren, herkömmlichen Hierarchien der alten Eliten aufzubrechen, 
Neues unkonventionell in Gang zu bringen, Chancen für jedermann, un-
abhängig von seiner sozialen Herkunft, zu eröff nen, wenn er nur den völki-
schen Anforderungen gerecht wurde, was für die große Mehrheit der Deut-
schen kein Problem war (Abb. 9). Die Nazis brauchten die Gewieften, die 
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Kreativen und Modernen ebenso wie die Erfahrenen, diejenigen etwa, die 
sich juristisch auskannten und alle Fähigkeiten einbrachten, dem neuen 
„völkischen“ Recht schnell auf die Sprünge zu helfen und es dennoch aus 
der Tradition und Praxis bürgerlicher Rechtsauff assung und -gestaltung 
entspringend erscheinen zu lassen. Ohne diese Erfahrung und Kreativität, 
aber auch ohne die täglich mühsame, akribische Büroarbeit, gebunden an 
die ausnahmslose Einhaltung von Verwaltungs- und Rechtsvorschriften, 
Gesetzesnovellen und Durchführungsverordnungen, wäre die „völkische 
Reinigung“, die „Ausmerzung des Judentums“ nie gelungen. 

Wer heute verstehen will, wie und warum das nationalsozialistische Sys-
tem – getragen von Millionen zum Hitlergruß hochgereckten Armen – 
funktionierte, ist gut beraten, sich auch in die Niederungen des nati-
onalsozialistischen Alltags vor Ort zu begeben, sich zum Beispiel in die 
damaligen Amtstuben einer durchschnittlichen deutschen Kommune wie 
Freiberg zu versetzen. Hier begegnen uns, von wenigen Ausnahmen abgese-
hen, im Rückblick weder widerständige Freiheitshelden noch kriecherisch-
unterwürfige Handlager oder Kollaborateure. Fast immer träfen wir auf 
normale Durchschnittsmenschen, die auch in schwierigsten Situationen 

Abb. 9: Festliche Stimmung in Freiberg. Erbischestraße, historische Postkarte
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darauf bedacht waren, die von ihnen geforderte Arbeit anstandslos und zu-
friedenstellend zu erledigen, wenn möglich sogar mit einem Schuss Eigen-
initiative, mit vorauseilendem Mitdenken, das der Karriere förderlich sein 
mochte. Sie waren darauf bedacht, sich und ihr Schäfchen ins Trockene zu 
bringen, sich die eigenen ökonomischen Möglichkeiten und die berufliche 
Entfaltung nicht vermiesen zu lassen. 

Unbestritten wertvoll waren die umfangreichen Faschismusforschungen 
von DDR-Historikern zum Zusammenwirken von NSDAP und deutschen 
Großindustriellen wie auch ostpreußischen Junkern bei der Machtergrei-
fung der Faschisten, dem Raub- und Vernichtungszug gegen die Juden und 
dem faschistischen Eroberungskrieg, so sehr sie im Westen auch misstrau-
isch bis abschätzig beäugt wurden. Jedoch vermochte die „historisch-ma-
terialistische“ Faschismustheorie kaum zu erklären, warum die Nazis von 
Massen ins Amt getragen und dort zwölf lange, zerstörerische Jahre gehal-
ten wurden. Der kleine Angestellte, der in treuer Pflichterfüllung für Volk 
und Führer unablässig, vor allem aber zuverlässig wirkte, blieb ebenso wie 
der höhere Verwaltungsjurist aus dieser Sicht bestenfalls eine Schachfigur, 
von der Gestapo nach Belieben unter Druck gesetzt, wenn er nicht spurte, 
missbraucht jedenfalls von der verbrecherischen Ideologie und Politik der in 
der Hitlerbewegung verkörperten aggressivsten Teile des Monopolkapitals.79 

Die wenigsten von ihnen aber gerieten jemals in Kollision mit der Gehei-
men Staatspolizei. Die durchaus gegenwärtige Drohung mit dem „Konzent-
rationslager“ schuf zwar ein Klima allgemeinen Unbehagens, erlangte aber 
für kaum einen von ihnen jemals irgendeine Bedeutung. Und das nicht sel-
tene, allerdings wohl meist im vertrauteren Kreis geäußerte Missfallen an 
– wie es schien – „Auswüchsen“ nationalsozialistischer Tagespolitik eben-
so wie an allzu lautstark-dümmlich agierenden Parteibonzen gehörte viel 
mehr zur gelebten „Alltagskultur“ der NS-Jahre, als uns die vermeintlich 
hinter jeder Ecke lauernden Gestapoagenten glauben machen sollten. Der 
„Terror der Hitlerfaschisten“, der sich demnach gleichsam wie die finsters-
te Nacht über Deutschland herabgesenkt hatte, erfuhr seine klassenmäßige 
Begründung, in den seltensten Fällen aber eine Erklärung: Wie konnte ein 
im Nachhinein so off enkundig betrügerisches, größenwahnsinniges und ver-
brecherisches Unternehmen wie der Nationalsozialismus ein derart hohes, 
den Heutigen kaum erklärbares Maß an innenpolitischer Integration errei-
chen?, fragt der angesehene Historiker  Götz Aly.80 Für die Mehrzahl der 
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jungen Deutschen bedeutete der Nationalsozialismus nicht Diktatur, Rede-
verbot und Unterdrückung, sondern Freiheit und Abenteuer, schreibt er in 
seiner erstmals 2005 erschienenen Analyse Hitlers Volksstaat und ergänzt: 
Im Nachhinein wird die Rassenlehre des Nationalsozialismus als pure An-
leitung zu Hass, Mord und Totschlag verstanden. Doch für Millionen Deut-
sche lag das Attraktive in dem an sie adressierten völkischen Gleichheits-
versprechen. Die NS-Ideologie betonte die Unterschiede nach außen und 
nivellierte sie nach innen.81

Auch wenn Archivakten nur wenig zur Alltagsrekonstruktion geeignet 
scheinen, lassen die im Freiberger Stadtarchiv noch vorhandenen zu den 
Jahren 1933 bis 1945 immerhin einige Schlüsse auf das tägliche Funktio-
nieren einer routinierten Verwaltungsbürokratie und der nach dem Führer-
prinzip geordneten Freiberger Stadtverwaltung zu.82 Der nicht gewählte, 
sondern vom Beauftragten der NSDAP berufene Oberbürgermeister war 
mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattet. Der Oberbürgermeister hat-
te nicht nur seinen Beigeordneten gegenüber, sondern auch gegenüber den 
nur noch „beratend“ fungierenden, ebenfalls von der NSDAP berufenen 
Stadtverordneten eine besonders hervorgehobene Machtposition. Seine 
oberste Aufsichtsbehörde war das Ministerium des Innern (bis 1943 ge-
leitet von  Wilhelm Frick [1877–1946], danach von  Heinrich Himmler 
[1900–1945]), gefolgt vom Reichsstatthalter in Sachsen,  Martin Mutsch-
mann (1879–1945). In der im Bundesarchiv aufbewahrten NSDAP-Mit-
gliederkartei findet sich unter anderem ein Personalblatt des Freiberger 
Oberbürgermeisters.  Werner Hartenstein wird darauf noch Ende 1943 
bescheinigt, dass er ein auf allen Gebieten der Stadtverwaltung erfahrener 
Oberbürgermeister sei, der seinen Aufgaben in vollem Maße gewachsen ist. 
Seine Haltung ist einwandfrei; seine politische Führung ist nicht zu bean-
standen.83 Diese politische Führung nahm Oberbürgermeister Harten-
stein jederzeit wahr. 

Die Erfassung der Plattfüssler

Als kennzeichnend für das reibungslose Funktionieren der von ihm geführ-
ten Verwaltung mag ein Aktenbestand aus dem Jahr 1935 gelten – jenem 
Jahr, in dem in allen deutschen Kommunen die lückenlose Registrierung 
aller Juden und jüdischen Geschäfte, Unternehmen und aller auf selbst-
ständiger Basis Tätigen auf dem Amtswege vorgenommen wurde. Diese 
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listenmäßige Erfassung bildete die Grundlage für die Durchsetzung der 
Nürnberger Rassengesetze vom 16. September 193584 sowie für alle nach-
folgenden Schritte zur Ausschaltung der Juden „aus dem deutschen Wirt-
schaftsleben“, ihrer schrittweisen persönlichen Existenzeinengung, ihrer 
gesonderten öff entlichen Kennzeichnung, ihrer Verhaftung und Vertrei-
bung und schließlich ihrer millionenfachen Ermordung in Ghettos, Schüt-
zengräben und Gaskammern der ab Sommer 1941 schrittweise in Betrieb 
genommenen Vernichtungslager. 

Keiner der mit der kommunalen Registrierung von Juden befassten Ver-
waltungsangestellten, auch nicht ihre politische Führung auf kommunaler 
Ebene, konnte 1935/36 eine Vorstellung davon entwickeln, welche barbari-
schen Konsequenzen diese Verwaltungsvorgänge letztlich ermöglichten. In 
manchen Dokumenten dazu blitzte sowohl die bürokratische Korrektheit 
auf, mit der diese Vorgänge abgewickelt wurden, als auch die mitschwin-
gende Verachtung der damit Befassten gegenüber den Juden. So wendet 
sich der in der Buchstraße 25 im Haus der Deutschen Arbeitsfront sitzen-
de Chef der NS HAGO (Nationalsozialistische Handwerks-, Handels- und 
Gewerbeorganisation), einer Unterorganisation der NSDAP im Kreis Frei-
berg, ein Parteigenosse B., brieflich am 3. August 1935 an den Kreisamts-
leiter des Gewerbeamtes der Freiberger Stadtverwaltung, Pg. H[ ofmann] 
In der Anlage übermittelt würden 2 Verzeichnisse der im Kreis Freiberg/
Sa. ansässigen Juden mit der Bitte, ein Verzeichnis nach Möglichkeit zu ver-
vollständigen und an uns zurückzusenden. Die Listen sind bis heute im 
Stadtarchiv erhalten und bestätigen durch vielerlei darauf vorgenommene 
handschriftliche Zusätze und Ergänzungen, auch wenige Streichungen, 
das intensive Bemühen der Mitarbeiter des Gewerbeamtes, dem Amtsbe-
gehren vollständig und bürokratisch korrekt nachzukommen. Pg. B. ließ es 
dabei nicht bewenden. Er glänzte durch „witzige“ Einschübe. So möge das 
Amt doch auch feststellen, wer von diesen Plattfüsslern  a r i s c h e  Mäd-
chen und Dienstpersonal beschäftigt [Hervorhebung im Original – M.D.].85 

NS-Handelsorganisation und städtische Verwaltung griff en in vorauseilen-
dem Gehorsam schon mal vor und handelten aus eigener Initiative. Denn 
erst mit dem sogenannten „Blutschutzgesetz“ wurde einen Monat später, 
am 16. September, in Nürnberg die Beschäftigung von „arischen“ Frauen 
unter 45 Jahren in „jüdischen“ Haushalten verboten – parallel zum Verbot 
der Heirat zwischen Juden und Nicht-Juden. Schon dieser Bestandteil des 
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„Blutschutzgesetzes“, der „Rassenschande“ fortan unter Strafe stellte, ge-
wann wenig später für einen in Freiberg ansässigen jüdischen Weinhändler 
tragische Bedeutung, worauf zurückzukommen sein wird (Abb. 10).86

Allein dieser kleine, für sich genommen geradezu unspektakuläre Verwal-
tungsvorgang lässt nachvollziehbar werden, dass die 1933 einsetzende, 
immer brachialer werdende Judenverfolgung auch in einer kleineren Stadt 
wie Freiberg ohne aktive Mitwirkung der städtischen Verwaltung nicht 
denkbar gewesen wäre. In dem Anschreiben der NS-HAGO wird ein Zip-
fel der in vielen deutschen Amtsstuben durchaus verbreiteten Ablehnung 

Abb. 10: Schreiben des Parteigenossen B. an den Kreisamtsleiter der Nationalsozialistischen 
Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisation vom 3. August 1935
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und Verachtung gegenüber Juden erkennbar. Das darf jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Judenverfolgung, die in Dezernaten, Ämtern und 
Verwaltungsbüros ihre bürokratisch unumgängliche, zwingend notwendi-
ge Fassung erhielt, kein in erster Linie von Hass geleitetes Verfahren war 
oder eines, in dem Verachtung, Hohn und Spott leitende Dienstlinien wa-
ren. So sehr dies immer auch mitgeschwungen haben mag: Judenverfolgung 
erforderte den Einsatz der ganzen deutschen Verwaltungskompetenz. Es 
waren die kleinen bürokratischen Schritte normaler Beamter und Ange-
stellter, die den Holocaust ermöglichten. Nur die wenigsten der beteiligten 
urbanen Verwaltungsangestellten trugen persönliche Schuld. Sie hatten 
kein Blut an den Händen. Sie hielten sich an Recht und Ordnung, an Ver-
waltungsvorschriften und Durchführungsbestimmungen. Grund, diese zu 
hinterfragen, gab es off enkundig kaum. Sie taten ihren Dienst. Und den 
führten sie gewissenhaft und „ohne Ansehen der Person“ aus, unbeteiligt, 
sachlich und wertfrei, wie es ihnen das Beamten- und Staatsrecht seit je 
vorgeschrieben hatte.

Viele dieser kleinen Schritte kennzeichneten auch den Weg der Freiberger 
Stadtverwaltung, der Ratsherren und ihres Oberbürgermeisters.

Gleich in den ersten Monaten der Naziherrschaft hatte sich der Anfang 
Mai 1933 neu zusammengesetzte, nun nur noch aus NSDAP-Mitgliedern 
bestehende Stadtrat beeilt, die „Judenfrage“ nicht aus dem Auge zu ver-
lieren. Einen Monat zuvor, am 1. April 1933, waren zum reichsweit von 
der NSDAP ausgerufenen Boykottag zur Abwehr jüdischer Greuel- und Boy-
kottpropaganda [nach zeitgenössischer Rechtschreibung – M.D.] bereits jü-
dische Geschäftsinhaber und Ärzte in Freiberg bedroht worden (Abb. 11). 
Kein deutscher Mann, keine deutsche Frau kaufe mehr in jüdischen Ge-
schäften oder nehme jüdische Ärzte und Rechtsanwälte in Anspruch. Weist 
jüdischen Vertretern die Tür, hieß es zum Auftakt jenes Tages im Appell des 
Freiberger Aktionsausschusses der NSDAP. 

NSDAP-Kreisleiter  Helmut Böhme drohte auf einer Massenversammlung 
im Schwarzen Roß in der Petersstraße (in der heutigen „Alten Mensa“) all 
jenen Freibergern, die es dennoch wagen sollten, bei Juden zu kaufen. Be-
sonders jene, die immer noch ins [jüdische Schocken-]Kaufhaus laufen, 
würden der allgemeinen Verachtung anheimfallen. Sie seien Selbstmörder. 
Es würden künftig Schandlisten aller in der Zeitung veröff entlicht, die 
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weiter in jüdischen Geschäften kaufen 
sollten und es würden deren Fotos in 
den Freiberger Kinos auf der Kinowand 
erscheinen. 87 Überall vor jüdischen Ge-
schäften zogen SA-Posten auf. 

Die Arztpraxis des angesehenen Frei-
berger Zahnarztes Dr.  Guido Wangen-
heim in der Silberhofstraße wurde be-
schmiert. Ich sehe noch meinen Onkel, 
den Zahnarzt, vor mir niedergeschlagen 
in seinem Wohnzimmer sitzend, schrieb 
sein Neff e Lutz Rosenthal in seinen 
Erinnerungen, während Männer in SA-
Uniform sein Haus mit Sprüchen wie 
„Lasst keine jüdischen Hände eure deut-
schen Zähne beschmutzen“ beschmiert 
hatten. Mein Onkel war total am Boden. 
Gerade er war so tief und stolz Deutscher 
gewesen. Gleich damals erklärte er, dass 
ihn nichts bewegen könne, in Deutsch-
land zu bleiben (Abb. 12).88 

Abb. 11: Mittweida, 
SA-Posten vor dem 
Kaufhaus Lachmann 
am 1. April 1933

Abb. 12: Freiberg, Dr. Guido Wangen-
heim in seiner Zahnarztpraxis Silberhof-
straße 1a
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Die Stadtverwaltung empfahl der Direktion des Schocken-Kaufhauses, 
das schon seit Anfang März immer wieder Angriff sziel hasserfüllter SA-
Trupps gewesen war, lediglich, die Verkaufsräume vorsichtshalber zeitwei-
lig zu schließen.89

Mag sein, dass Kreisleiter  Böhme zu jenen Figuren der NSDAP gehörte, 
die  Werner Hartenstein zutiefst verachtet haben soll. Und nicht aus-
geschlossen ist, dass die immer wiederkehrenden martialischen Auftritte 
des anmaßenden und wenig kulturvollen Parteibonzen Böhme nicht un-
wesentlich dazu beitrugen. Die Kenntnis über die off enkundige Brutalität 
seines Parteigenossen hinderte Hartenstein indes nicht, ihm wenige Jah-
re später vor allen Ratsmitgliedern den Dank für all das Gute, was ihm die 
Stadtverwaltung durch seine treue Mitarbeit zu verdanken hat, auszuspre-
chen und zu beteuern, dass sein Weggang von allen tief bedauert wird.90 
Böhme musste 1937 Freiberg verlassen. Er war in Freiberg selbst für sein 
eigenes Parteiumfeld wegen etlicher Aff ären im Privatleben und eines allzu 
selbstherrlichen Führerstils untragbar geworden (Abb. 13).

Abb. 13: Freiberg, 
Kundgebung am 19. Juni 
1938, von links nach 
rechts: Helmut Böhme, 
(NSDAP-Kreisleiter bis 
1937), Oberbürgermeister 
Werner Hartenstein, 
 Alfred Münzner 
(NSDAP-Kreisleiter ab 
1937)
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Es heißt, Böhme sei ein Parteigerichtsverfahren nur deshalb erspart geblie-
ben, weil er aus Freiberg verschwand. Tatsächlich aber wurde er „ehren-
voll“ und in gleicher Funktion nach Meißen versetzt. Dort bestätigte sich 
seine lauernde Bösartigkeit spätestens am Kriegsende. Kreisleiter  Helmut 
Böhme ließ am 27. April 1945 den Meißner Superintendenten  Herbert 
Böhme verhaften. Jener hatte es gewagt, beim Meißner Oberbürgermeis-
ter und dem Stadtkommandanten die kampflose Übergabe der Stadt zu 
erbitten. Der Superintendent wurde am 2. Mai 1945 in das Landgerichts-
gefängnis Dresden überführt, weil ein von Böhme gefordertes, noch in 
Meißen zu vollziehendes Todesurteil in einem Standgerichtsverfahren die 
Genehmigung des Gauleiters  Martin Mutschmann benötigt hätte, die auf 
die Schnelle nicht zu bekommen war. Angesichts des bevorstehenden Ein-
marschs der Roten Armee wurde Pfarrer Herbert Böhme am 6. Mai 1945 
mit anderen Häftlingen aus dem Dresdner Gefängnis entlassen. Helmut 
Böhme selbst beging am gleichen Tag, am Morgen der Einnahme Meißens 
durch die Rote Armee, in seinen Diensträumen Suizid.91 Es liegt sehr nahe 
anzunehmen, dass Oberbürgermeister Hartenstein in Freiberg ein ähnli-
ches Schicksal erwartet hätte, wenn SA-Standartenführer Helmut Böhme 
bis zum Ende des Krieges noch in Freiberg gewesen wäre.

Spätestens zu diesem Zeitpunkt sollte  Werner Hartenstein endgültig 
klar geworden sein, in welche abgründige Kumpanei er sich selbst mit sei-
ner Entscheidung für die Nationalsozialisten hineingetrieben hatte. Dieses 
Meißner Drama am Kriegsende bestätigt aber andererseits auch, dass Har-
tenstein am 7. Mai 1945, als er mit anderen den Entschluss zur kampflo-
sen Übergabe Freibergs an die anrückende Sowjetarmee fasste, sehr wohl 
um die Risiken seiner Entscheidung gewusst hat.

Als die Kumpanei ihren Anfang nahm, waren diese Konsequenzen freilich 
noch schwer zu erkennen. Der von Hartenstein geführte NS-Stadtrat hat-
te jedoch schon im Frühsommer 1933 in der Judenverfolgung Fahrt aufge-
nommen. Unter Tagesordnungspunkt 14 der Stadtratssitzung vom 8. Juni 
1933 findet sich der Eintrag: Juden werden vom Feilbieten von Waren auf 
Jahrmärkten ausgeschlossen.92 Freibergs Stadtrat preschte vor, während die 
vorgesetzte Behörde, die Kreishauptmannschaft Dresden-Bautzen noch 
Monate später mit einer vergleichbaren rigiden Regelung zögert. Wohl we-
gen eingehender Bedenken von dieser Seite bekräftigten daher Freibergs 
Stadträte umgehend ihre Position: Der Rat hält am Beschluß vom 8.6.1933 
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fest, wonach Juden vom Feilbieten auf Jahrmärkten ausgeschlossen sind, 
weil sonst Gefahr für die öff entliche Ruhe und Sicherheit besteht.93 Die 
Kreishauptmannschaft mahnte in mehreren darauff olgenden Schreiben zu 
Zurückhaltung, da die Zulassung von jüdischen Händlern aus gewerbepo-
lizeilichen Gründen nur deshalb, weil sie Juden sind, nicht versagt werden 
dürfe. Aber sie öff net den Freiberger – und sicher auch anderen – Räten 
gleichzeitig eine Hintertür: Lediglich aus sicherheitspolizeilichen Gründen 
kann eine Zurückweisung erfolgen, wenn zu befinden ist, daß die Anwesen-
heit jüdischer Händler eine so starke Erregung der national eingestellten 
Bevölkerung mit sich bringt, daß die Sicherheit der Händler nicht mehr ge-
währleistet und Ruhe und Ordnung gestört werden kann. Die Ausschlie-
ßung ausländischer Händler indes sei schon dann zulässig, wenn deren 
Geschäftsgebaren oder sonstige persönliche Gründe eine Abweisung recht-
fertigen.94 Damit bekamen die zur Tat drängenden Antisemiten in Freiberg 
und anderswo im Lande zwar noch längst nicht völlig freie Hand, aber 
der verwaltungsjuristische Erfindungsreichtum der subalternen Beamten 
auf allen Ebenen schuf lange vor den Nürnberger Rassengesetzen schon 
ausreichend Spielräume für vorauspreschende Auslegungen „im Rahmen 
der Gesetze“. Wenigstens bot die Handreichung gegen ausländische Händ-
ler sofort in Freiberg erste Möglichkeiten, hier ansässige Händler, die vom 
Status her „Ausländer“ waren, in die Enge zu treiben. Dazu bedurfte es 
vorerst keines weiteren großflächigen „Judenboykotts“, sondern nur der all-
täglichen Spitzfindigkeiten und Auflagen des hier nun besonders häufig 
kontrollierenden Gewerbeamtes. 

Wenn in keinem Fall beim Juden gekauft würde

Die erste Freiberger Händlerfamilie, die diesem Druck nicht standhielt, war 
die Familie des kleinen Tabakwarenhändlers Sieradzki auf der Burgstra-
ße.  Isidor Sieradzki (geboren 1884 in der Nähe von Minsk) war den Nazis 
als „Ostjude“ besonders verhasst und gab nun eine geeignete Zielscheibe 
als „ausländischer Händler“ ab. 1909 hatte er in der Burgstraße 24B sein 
Zigarren- und Zigarettengeschäft eröff net. Das Ehepaar Isidor und  Minna 
  Sieradzki hatte sich während einer Leipziger Messe kennengelernt und in 
Freiberg seine Existenz gegründet und drei Kinder bekommen. Die 1910 in 
Freiberg geborene Margarete war bei der Sächsischen Knappschaftskasse 
als Sekretärin tätig, die vier Jahre jüngere Rosi arbeitete als Gerbereilabo-
rantin an der Deutschen Gerberschule ebenso wie der 1916 geborene Sohn 
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Hans, der Anfang 1933 gerade seine Gesellenprüfung an der Gerberschule 
bestanden hatte (Abb. 14).

Margarete heiratete im August 1933 den Chemie-Ingenieur Erwin Wal-
lerstein. Er hatte am Braunkohlenforschungsinstitut der Bergakademie 
gearbeitet. Beide gehörten als Juden zu den Ersten, die auf der Grundlage 
des am 7. April 1933 erlassenen Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums entlassen worden waren. Genauso erging es Rosi und ihrem 
Bruder Hans, die die Deutschen Gerberschule verlassen mussten. Das tut 
uns wirklich sehr leid, Fräulein Sieradzki, erinnerte sich Rosi, als sie zum 
ersten Mal 1992 wieder nach Freiberg gekommen war: Aber wir haben vom 
Rathaus die Nachricht bekommen, dass wir Sie entlassen müssen.95 

Ohne Arbeit für die drei erwachsenen Kinder, eingeschüchtert durch den 
„Judenboykott“ am 1. April 1933 und die feindselige Haltung des zuständi-
gen Gewerbeamtes, nicht zuletzt wegen ausbleibender Kunden, gab Isidor 
Sieradzki noch 1933 sein kleines Geschäft auf. Der Familie wurde klar, 
dass sie in Freiberg, in Deutschland überhaupt, keine Zukunft haben wür-
de. Jeder von uns musste aufgeben, was er hier hatte, sagte  Rosi Springer, 
geborene Sieradzki: Meine Schwester reiste bereits ‚33 nach Palästina aus; 
ich bin 1935 weg‘.96 Bruder Hans floh 1936 in das unter britischer Man-
datskontrolle stehende Palästina. Die 1935 eingeführte Meldepflicht und 
gleichzeitige behördliche Erfassung aller jüdischen Geschäfte, Unterneh-
men und aller jüdischen Freiberufler sowie die parallel dazu betriebene lü-

Abb. 14: Freiberg, Fami-
lie      Sieradzki, von links 
nach rechts: Margarete, 
 Erwin Wallerstein, 
Rosi, Isidor, Minna, 
Hans, Aufnahme 1927
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ckenlose Auflistung aller Juden setzte eine neue Welle der Einschränkung 
und Vernichtung jüdischer Erwerbsfelder und der Vertreibung jüdischer 
Familien auch in Freiberg in Gang. Die Erste Verordnung zum Reichsbür-
gergesetz vom 14. November 1935 leistete allen damit befassten Amtstuben 
hilfreiche Dienste. Das „Reichsbürgergesetz“ hatte zuvor, im September, 
die grundsätzliche Unterscheidung zwischen Staatsangehörigen deutschen 
und artverwandten Blutes und Angehörigen rassefremden Volkstums ein-
geführt. Mit der Ersten Durchführungsverordnung erfolgte nun die Über-
setzung des verschwurbelten Rassenrechts in die bürokratische Praxis 
mit dem klar definierten Ziel, Juden aus dem „Reichsbürgerrecht“ auszu-
schließen. Ergebnis war eine umfangreiche Nomenklatur der Definition 
des „Juden“. In der Amtspraxis war nun – bis in die vermeintlich letzte 
Verästelung – genauer zwischen Volljuden, jüdischen Mischlingen, Halb- 
oder gar nur Vierteljuden oder sogenannten Geltungsjuden unterscheidbar. 
Da schien unterzugehen, dass die Herren Rassentheoretiker zwar ständig 
vom art- und rassefremden Volkstum der Juden schwafelten (was sie biolo-
gistisch sogar mit immer neuen Schädelvermessungen zu belegen suchten), 
als „Beweis“ des „Volljüdischen“ jedoch die Religion der Großelternteile 
herangezogen werden musste.

Unter tatkräftiger Zuarbeit und Mitwirkung des städtischen Gewerbeamts 
boten sich dem Freiberger Stadtrat mit der Judenerfassung in der Folgezeit 
alle Möglichkeiten, jüdische Gewerbetreibende schrittweise aus dem Wirt-
schaftsleben Freibergs zu verdrängen, deren persönliche Lebenssituation 
zu verschärfen und damit schrittweise dem ersehnten Ziel näher zu kom-
men, Freiberg zu „entjuden“. Im Unterschied zu den eher lautstarken, auch 
gewaltsamen Boykottmaßnahmen aus den ersten Monaten der Naziherr-
schaft 1933 verliefen diese Aktivitäten fast ausschließlich „in der Stille“ 
der Amtstuben, fanden ihren Niederschlag in bürokratischen Protokollen, 
unspektakulär und eher nebenher, ohne dass die Öff entlichkeit über Ge-
bühr involviert wurde. Es betraf schließlich „nur“ eine fast verschwinden-
de Minderheit der Freiberger Bürgerschaft, die ohnehin traditionell wenig 
beliebt war.97

Manches erledigte sich auch von selbst. In der Akte Gewerbeabmeldungen 
ist unter dem 7. Januar 1936 die Austragung des Gewerbes von  Willy Ro-
senthal, unter dem 27. Februar 1936 die von  Otto Fleischner vermerkt.98 
In beiden Fällen erfolgte die Abmeldung des Gewerbes nach dem Tod des 



352

 Mitteilungen des Freiberger Altertumsvereins 109 (2016)

Gewerbehalters. Willy   Rosenthal hatte zuletzt einen Großhandel mit 
Schreib- und Galanteriewaren betrieben und sich als Handlungsreisender 
durchzuschlagen versucht (Abb. 15). Am 16. Dezember 1935 war der erst 
45-Jährige völlig überraschend an den Folgen einer an sich harmlosen Ope-
ration im Freiberger Krankenhaus verstorben. Da es keine Existenzgrund-
lage mehr für die Hinterbliebenen, Ehefrau Julia, geborene  Wangenheim, 
den erst 12-jährigen Sohn Lutz, der gerade auf das Freiberger Gymnasium 
gekommen war, sowie die schon hochbetagten Eltern von Julia, Leono-
re und  Nathan  Wangenheim, gab,99 verließen sie 1937 Deutschland und 
emigrierten ins britische Mandatsgebiet Palästina (Abb. 16). Die 15 Monate 
in Deutschland zwischen dem Tod meines Vaters und unserer Emigration 
waren die Hölle, schrieb Lutz Rosenthal in seinen Erinnerungen: „Die 
Schule war zur Tortur geworden – ich wurde vollkommen ignoriert (wenn 
ich „Glück“ hatte, wenn nicht, wurde ich verspottet und geschlagen). Das 
Schlimmste von allem war, dass unsere Gesuche für ein Visum in einer Un-
masse bürokratischer Regelungen versumpft waren und sich nicht vorwärts 
zu bewegen schienen. Im Frühjahr 1936 schrieb mein Onkel aus Palästina 

Abb. 15: Freiberg,  Willy Rosenthal in seinen Geschäftsbüro Olbernhauer Straße, Aufnahme 
nach 1933
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und schlug vor, dass meine Mutter zu Besuch kommen solle, bevor sie eine 
endgültige Entscheidung über die Emigration traf […] Und dann plötzlich, 
im Frühjahr 1937, nahmen die Dinge ihren Lauf. Wir bekamen schließlich 
unsere Visa. Unsere Möbel wurden in eine 5 qm große Kiste verpackt und 
nach Palästina verschiff t (1937 war das noch zulässig – wenige Monate spä-
ter wäre das unmöglich gewesen). Der Rest unseres Besitzes wurde verkauft. 
Ich hielt es eher für einen Spaß, dass Leute in unsere Wohnung kamen und 
Geld, sehr wenig Geld übrigens, für all’ diese Sachen einschließlich meines 
Spielzeugs bezahlten; meine Mutter muss wenig begeistert gewesen sein. Am 
22. März 1937 verließen wir Freiberg.100

 Otto   Fleischner betrieb eine kleine Schneiderei und Nähstube in der 
Kreuzgasse 4, wo er mit seiner Frau Anna und Tochter Margarete auch 
wohnte. Das Ehepaar stammte aus dem Tschechischen und war noch vor 
dem Ersten Weltkrieg nach Freiberg gekommen. Auch sie galten als „Aus-
länder“. Nach dem Machtantritt der Nazis 1933 blieben immer mehr Auf-
träge aus. Wer wagte es schon noch, bei einem Juden schneidern oder nä-
hen zu lassen? Schon nach dem Erlass der Nürnberger Rassengesetze 1935 
häuften sich wiederkehrende, demütigende Hausdurchsuchungen, von 
denen Protokolle im Freiberger Stadtarchiv noch heute zeugen. Er verlor 
nicht nur seine Kundschaft, sondern mehr und mehr auch Freunde und 
Bekannte (Abb. 17). In tiefer seelischer Not und voller Verzweiflung stürzte 

Abb. 16: Freiberg, 
Einschulung  Lutz 
 Rosenthals, 
Aufnahme 1930
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sich Otto Fleischner am Morgen des 17. Februar 1936 aus dem Fenster 
seiner Wohnung im zweiten Stock und verstarb wenige Stunden danach im 
Freiberger Krankenhaus.101

Fleischners Witwe Anna und die Tochter Margarete versuchten, als Nä-
herinnen ihren Lebensunterhalt kärglich zu bestreiten. Die 1915 in Frei-
berg geborene Tochter heiratete um 1937/38 nach Teplitz/Teplice. Anna 
Fleischner überlebte ihren Mann nur wenige Jahre. Das letzte Zeugnis 
des Lebens ihrer Mutter ist eine im Stadtarchiv Freiberg vorhandene Kar-
te, die Tochter  Margarete Lifka am 21. Januar 1942 handgeschrieben an 
das Polizeiamt Freiberg gerichtet hatte. Sie war zu ihrer Mutter geeilt, als 
diese durch die Freiberger Ortspolizeibehörde den Bescheid zu ihrer Eva-
kuierung erhalten hatte, die für den 20. Januar 1942 festgesetzt war. Die 
Mutter musste ihre Wohnung räumen und durfte nur einen kleinen Kof-
fer und etwas Bargeld mitnehmen. Freiberger Polizeibeamte begleiteten 
sie zum Sammelplatz nach Dresden. Die einen Tag später von der Tochter 
aus Teplitz geschriebene Karte lautete: Gestern am 20.1. übergab ich die 
Wohnungsschlüssel von meiner Mutter Frau Anna Fleischner Kreuzgasse 
4 II, jedoch vergaß ich in der Eile und Aufregung beiliegenden Boden- und 
Kellerschlüssel zu überreichen. Das hole ich hiermit nach. (Abb. 18)102

Abb. 17: Freiberg, 
Familienfeier der Familie 
Fleischner, rechts oben 
 Otto Fleischner, 
erste Reihe, Mitte  Anna 
 Fleischner und rechts 
daneben die Tochter 
Margarete, undatierte 
Aufnahme
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Am gleichen Tag ging ein aus Leipzig kommender Personenzug 3. Klasse 
mit 772 Juden aus sächsischen Städten, unter ihnen  Anna Fleischner, 
geborene Geiger, auf „Transport in den Osten“. Er kam am 24. Januar 1942 
in Riga an. Die meisten wurden dort sofort nach ihrer Ankunft getötet, 
reihenweise, wie sie den Zug verließen, erschossen, schrieb  Viktor Klem-
perer dazu in seinem Tagebuch über Gerüchte, die die noch verbliebenen 
Dresdner Juden in diesen Tagen zu den Transporten nach Riga erreich-
ten.103 Nur 47 Menschen dieses Transportes erlebten die Befreiung.  Otto 
Fleischner war im Alter von nur 52 Jahren in den Tod getrieben worden. 
Anna Fleischner wurde 56 Jahre alt. 

Otto Fleischner war ausgerechnet einen Tag nach Beendigung der 
IV. Olympischen Winterspiele in Garmisch-Partenkirchen in den Tod ge-
gangen. Das Olympiajahr sollte zum perfekten Propagandaspektakel für 
das nationalsozialistische Deutschland werden. Das Dritte Reich gab sich 
in jenem Jahr weltoff en, friedfertig, geradezu heiter. Allzu off enkundige 
judenfeindliche Aktionen wurden nach Möglichkeit vermieden. Antisemi-
tische Parolen verschwanden zeitweilig aus Medien und Straßenbild. Dass 

Abb. 18: Postkarte  Margarete Lifkas vom 21. Januar 1942 an das Polizeiamt Freiberg
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die Judenverfolgung dennoch weiter vorangetrieben wurde und weiter 
menschliche Tragödien bei den Drangsalierten und Gedemütigten auslöste, 
wurde von der Öff entlichkeit hinter all dem Pomp und den großen Insze-
nierungen kaum wahrgenommen. 

Das war in Freiberg nicht anders. Bei den XI. Olympischen Sommerspielen, 
die vom 1. bis 16. August 1936 in Berlin stattfanden, jubelte die ganze „Volks-
gemeinschaft“ über die grandiosen sportlichen Wettkämpfe und konnte sich 
und andere glauben machen, es seien faire Wettkämpfe gewesen, die „allen 
Rassen und Konfessionen“ off engestanden hätten. Das zumindest hatte die 
NS-Regierung 1933 dem IOC in einer Erklärung zusichern müssen. Am Ab-
schlusstag der Spiele feierten auch in Freiberg hunderte Einwohner und Gäs-
te diesen besonderen Tag mit einem großen Berg-und Hüttenfest. Das Foto 
vom 16. August 1936, aufgenommen während der Bergparade aus diesem 
Anlass, vermittelt noch heute einen Eindruck von der festlichen Atmosphäre 
jenes Tages und von der Begeisterung der Zuschauer, von denen viele ihren 
Arm zum Hitlergruß emporgerissen hatten (Abb. 19).

Abb. 19: Freiberg, Obermarkt, Große Bergparade am 16. August 1936
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1935 hatte es in Freiberg noch 24 von NSDAP und Gewerbeamt erfasste 
jüdische Handelseinrichtungen, Unternehmen, Freiberufler, Handwerker 
bzw. Ärzte gegeben. 20 davon zählten nach den ausdiff erenzierten Defini-
tionen der Nürnberger Rassengesetze als volljüdische Unternehmen, wa-
ren also zuerst im Visier jener, die Freiberg „judenfrei“ zu machen such-
ten. Zwei hatten schon unmittelbar nach dem Machtantritt der Nazis, wie 
bereits erwähnt, aufgegeben, hatten Freiberg verlassen und waren aus 
Deutschland geflohen: der Tabakhändler  Sieradzki mit Familie und der 
bis dahin hoch angesehene jüdische Zahnarzt Dr.  Guido Wangenheim 
mit seiner nichtjüdischen Ehefrau und seinen zwei Töchtern.

Allein im Olympiajahr 1936 gab es in Freiberg außer den beschriebe-
nen zwei Gewerbeabmeldungen infolge Todes von W.  Rosenthal und 
O.  Fleischner weitere fünf, entsprechend den Rassegesetzen „jüdische“ 
Gewerbetreibende, die ihr Gewerbe streichen lassen mussten:  Meta Wolff , 
die Ehefrau des mittelständischen Unternehmers  Abraham Georg Wolff , 
meldete den auf sie eingeschriebenen kleinen Laden für Kurz-, Weißwaren 
und Wirtschaftsartikel, wahrscheinlich in der Borngasse befindlich, ab. 
Ihr Ehemann, der ein seit der Jahrhundertwende, damals noch unter dem 
Namen des Schwiegervaters Meyer-Taubenschlag betriebenes mittelständi-
sches Unternehmen – eine Gardinenleistenfabrik mit Sitz auf der Zuger 
Straße – führte, gab Ende 1936 ebenfalls auf.  Martha Rosenthal (nicht 
verwandt mit Willy Rosenthal) meldete ihren nie zum Laufen gebrach-
ten Großhandel mit Kurz- und Textilwaren ab.  Ida Wunderlich, geboren 
1887 in Freiberg als Tochter des aus Galizien eingewanderten Kaufmanns 
 Wilhelm   Wreschinski und seiner Ehefrau Pauline, geborene  Hepner, 
hatte bis 1932 mit ihrem Mann ein Seifenwarengeschäft in der Thielestra-
ße 2, das ihre Eltern begründet hatten, geführt. Danach versuchte sie, sich 
und ihren Sohn Hans-Günter, der bis 1934 Berufsschüler in Freiberg war, 
mit dem Angebot eines sogenannten Privatmittagstischs über Wasser zu 
halten. Sie meldete das Gewerbe dafür im März/April 1936 ab und zog mit 
ihrem Sohn wahrscheinlich zu Verwandten nach Berlin, wohl in der Hoff -
nung, in der Großstadt als Jüdin weniger aufzufallen. Das erwies sich als 
Illusion. Von ihrem letzten Wohnort in der Rankestraße in Berlin-Charlot-
tenburg aus wurde sie am 19. Januar 1942 nach Riga deportiert; ihr Sohn 
Hans-Günter folgte ihr am 3. Februar 1943 mit einem Transport von fast 
1.000 Menschen aus Berlin in das Vernichtungslager Auschwitz. Sie kehr-
ten nie zurück. 
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Am 19. Dezember 1936 schließlich meldeten Rosa und  Paul  Luft ihr Ge-
werbe ab. Rosa hatte ihren 1886 aus Schlesien nach Freiberg gekommenen 
Ehemann Isidor wenige Jahre vor der Jahrhundertwende geheiratet und 
sie hatten sich mit einem kleinen Textil- und Weißwarengeschäft in der 
Bahnhofstraße 10/Ecke Wernerplatz eine eigene Existenz aufgebaut. Sohn 
Paul hatte es 1915 gemeinsam mit Mutter Rosa übernommen, als der Va-
ter starb. Paul führte es nach seiner Hochzeit zusammen mit seiner Frau 
 Erna. Bruder Kurt war im Ersten Weltkrieg als Unteroffi  zier gefallen. 
Sohn  Johannes wurde 1927 in Freiberg geboren. 

Paul Luft war nicht nur ein erfolgreicher und anerkannter Geschäfts-
mann, sondern setzte sich auch in den 1920er- und 30er-Jahren sehr aktiv 
für die wenigen jüdischen Familien und jüdischen Studenten in Freiberg 
ein, indem er für sie Gottesdienste zu hohen jüdischen Feiertagen organi-
sierte. Dazu kam jeweils ein Kantor aus der jüdischen Gemeinde in Dres-
den angereist. Die Gottesdienste fanden in angemieteten Räumen Frei-
berger Gasthöfe, zum Beispiel im Stadt Dresden an der Dresdner Straße, 
statt. Paul Luft setzte damit die Tradition des ebenso rührigen Freiberger 
Kaufmanns  Nathan Wangenheim fort, der ab 1903 solche Gottesdienste 
in Freiberg organisieren half, seinerzeit meist in der Gaststätte Hornmüh-
le. Das machte die Lufts den Nazis besonders verhasst. Mit deren Macht-
antritt wurden die Lufts Schritt für Schritt in den Ruin getrieben. Sohn 
Johannes, der 1934 in die Schule kam, litt vom ersten Tag an unter der Iso-
lierung in der Klasse, die er nicht verstand, und unter den Demütigungen 
und Schlägen seiner Mitschüler. Die Familie Luft sah keinen Ausweg als 
die Auswanderung. Sie war gezwungen, für ihr Wohnhaus und den darin 
befindlichen Laden „arische“ Käufer zu finden. Sie musste in Kauf neh-
men, dass sie alles nur weit unter Wert anbieten konnte, war aber darauf 
angewiesen, um die extrem hohe Reichsfluchtsteuer bezahlen zu können104 
und alle Kosten für Auswanderungspapiere und Reisetickets aufzubringen. 
Selbst dann noch hetzten die Nazis weiter. In einem Rundschreiben der 
NSDAP-Ortsleitung Sächsstadt vom 17. November 1936, das Ortsgruppen-
leiter  Reinhard Rümmler unterzeichnet hatte, hieß es: Die Tatsache, daß 
Freiberger jüdische Geschäfte in letzter Zeit eine größere Reklame als bisher 
entwickeln, so das jüdische Warenhaus Schocken durch auswärtige Insera-
te, ferner die Judenfirma Isidor Luft durch Flugblätter für ihren Totalausver-
kauf, veranlassen mich, alle Parteimitglieder auf den bekannten Erlaß des 
Stellvertreters des Führers, Pg.  Rudolf Heß, hinzuweisen. Darnach verstößt 
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Jeder gegen die Parteidisziplin, der in einem jüdischen Geschäft kauft oder 
durch seine Ehefrau oder andere Beauftragte kaufen läßt. Dieser Verstoß 
gegen die Parteidisziplin zieht den Ausschluß aus der Partei nach sich. Ich 
werde in jedem Falle, der mir gemeldet wird, unweigerlich durchgreifen. Par-
teigenossen! Parteigenossinnen! Ich verpflichte jeden Einzelnen von Euch 
dazu, überall, bei allen Volksgenossen aufklärend zu wirken. Die Judenfra-
ge wäre zum größten Teil schon jetzt gelöst, wenn jeder Deutsche Disziplin 
halten und wenn in keinem Falle beim Juden gekauft würde. Kauft in unse-
ren deutschen Geschäften! Heil Hitler!105 (Abb. 20, 21).

Abb. 20: Schreiben des NSDAP-Ortsgruppenleiters  Reinhard Rümmler an seine Parteigenos-
sen & Parteigenossinen vom 17. November 1936
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Wo Hetze und Druck durch die NSDAP und SA nicht ausreichten, wa-
ren sich die öff entliche Verwaltung und die Vertretungsgremien der Stadt 
Freiberg nicht zu schade nachzuhelfen. In der Poststraße 16 hatten Max 
und  Grete Pinkus, die 1921 in Freiberg geheiratet hatten, ein Jahr später 
das Wollwaren- und Trikotagengeschäft der Eltern von Grete,  Sally und 
 Franziska Dobkowsky, übernommen. Die waren 1901 aus dem ostpreußi-
schen Allenstein/Olsztyn nach Freiberg gezogen, um ihren sechs Kindern 
eine gute Ausbildung in der kleinen, aber kulturvollen und für seine her-
ausragenden Bildungseinrichtungen bekannten Bergbau- und Hochschul-
stadt bieten zu können. Das Geschäft lief nach dem Machtantritt der Na-
zis immer schlechter. Sohn Werner war in der Schule isoliert und froh, 
wenn er auf dem Heimweg keine Prügel bezog. Nur noch heimlich wagten 
Freiberger, ihren Einkauf in dem früher beliebten Geschäft zu tätigen. An-
wohner des Hauses versuchten, der Familie durch kleine Aufmerksamkei-
ten zu helfen. Als auch noch Großmutter Franziska 1936 im Alter von 
72 Jahren verstarb, versuchte  Max  Pinkus durch das Betreiben einer Pri-
vatauskunftei die immer geringer werdenden Einnahmen aus dem Laden 
wenigstens etwas aufzubessern. Am 30. März 1936 beschäftigte sich der 
Gewerbeausschuss des Freiberger Stadtrats eigens damit. Im Protokoll ist 
zu lesen: Den Ratsherren wird vorgeschlagen, dem Oberbürgermeister zu 
empfehlen, vom Versagungsrecht des RGO [Reichsgewerbegesetz – M. D.] 
Gebrauch zu machen, dem Juden Pinkus den weiteren Betrieb einer Aus-
kunftei wegen Unzuverlässigkeit zu untersagen.106 Die Unzuverlässigkeit 
war durch nichts belegt. Pinkus versuchte off enbar, sich dagegen zu weh-

Abb. 21: „Auf baldiges 
Wiedersehen“ – 
Abschiedsfoto der 
Familie     Luft vor ihrer 
Flucht nach Palästina 
1937, von links nach 
rechts: Sohn Johannes, 
Oma Rosa, Mutter 
Erna, Vater Paul, 
Aufnahme Januar 1937
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ren. Er beauftragte den Freiberger Rechtsanwalt Dr.  Adolf Ranff t mit 
seiner Rechtsvertretung, den letzten Freiberger Rechtsanwalt, der noch be-
reit war, Juden als Mandanten anzunehmen. Wie an späterer Stelle noch zu 
zeigen sein wird, war dieses „Judenmandat“ einer der wichtigsten Gründe 
für den 1940 schließlich erfolgenden Ausschluss von Rechtsanwalt Ranff t 
aus dem National-Sozialistischen Rechtswahrerbund sowie der Deutschen 
Rechtsfront, was faktisch Berufsverbot bedeutete.107  Pinkus jedenfalls war 
chancenlos. Er meldete das Zusatzgewerbe im November 1937 ab. Nach der 
am 12. November 1938 – drei Tage nach dem Judenpogrom, der sogenann-
ten „Reichskristallnacht“ – erlassenen Verordnung zur Ausschaltung der 
Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben108 musste sich Pinkus endgültig 
als Gewerbetreibender abmelden.109 Juden war es nun grundsätzlich verbo-
ten, eine Einzelhandelsverkaufsstelle zu betreiben. Ihnen wurde praktisch 
die Ausübung aller Berufe verboten. Jüdische Schüler wie Werner Pinkus 
durften ab sofort keine deutschen Schulen mehr besuchen. Zum Oktober 
1938 war bereits die Einführung von „Judenkennkarten“ (Kennkarten, in 
die ein großes „J“ eingedruckt war) in Kraft getreten (Abb. 22).110

Abb. 22: Judenkennkarte von  Werner Pinkus, 1939
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Seit Sommer 1938 schon waren sämtliche Judenvermögen über 5.000 RM an-
zumelden gewesen.111 Noch vorhandene Wertgegenstände mussten zu festen 
Niedrigpreisen bei staatlichen Stellen eingetauscht werden. Juden verloren 
alle Ansprüche auf Renten, Pensionen und Versicherungen. Die Verkaufs-
erlöse und das zurückgelassene Vermögen wurden der Reichsfinanzver-
waltung und damit dem Deutschen Reich gutgeschrieben. Der „legalisier-
te Raub“ weitete sich nach dem Novemberpogrom von 1938 drastisch aus: 
Der jüdischen Bevölkerung wurde als Sühnezahlung wegen des Mords von 
 Herschel Grynszpan (1921–1942/45) an Legationssekretärs  Ernst vom 
Rath (1909–1938) eine Judenvermögensabgabe in Höhe von einer Milliarde 
Reichsmark auferlegt, immerhin gut sechs Prozent der laufenden Staatsein-
nahmen. Insgesamt stammten mindestens neun Prozent der Reichseinnah-
men im Haushaltsjahr 1938/39 aus solchen Arisierungserlösen.112 

1939 starb auch Großvater  Sally Pinkus im Alter von 76 Jahren. Verzwei-
felt suchten Max und  Grete  Pinkus nach Auswegen. Sie zogen im gleichen 
Jahr zu Verwandten nach Berlin, einerseits wohl, weil sie wie so viele Ju-
den hoff ten, in der vermeintlichen Anonymität einer Millionenstadt weni-
ger aufzufallen, andererseits aber vor allem, weil sich von Berlin aus die 
noch letzte Chance bot, wenigstens ihren Sohn Werner mit einem der von 
dort abgehenden „Kindertransporte“ nach England zu retten.113 Sie selbst 
hatten keine Chance mehr. Am 19. Januar 1942 mussten sie mit demsel-
ben Transport, mit dem auch die Freibergerin Ida Wunderlich, geborene 
Wreschinsky, deportiert wurde, die Fahrt in das Ghetto Riga von Berlin 
aus antreten. Es gab für sie keine Rückkehr.

Dass die Stadt sich durchaus aktiv an der „Verwertung“ ehemals von Ju-
den betriebener Geschäfte beteiligte, lag besonders dann nahe, wenn die 
Läden städtisches Eigentum waren und an Juden nur verpachtet gewesen 
waren. So stand 1937 mehrfach die künftige Verwendung des ehemals 
Rosenthal’schen Ladens im Stadthaus I hinter dem Rathaus, in der Burg-
straße 3, zur Debatte in Ratsherrensitzungen.  Samuel Rosenthal (nicht 
verwandt mit der Familie von  Willy Rosenthal) hatte dort einen Manu-
fakturladen betrieben, der schon vor der Jahrhundertwende zum 20. Jahr-
hundert von den ebenfalls jüdischen Geschwistern  Steinberg geführt 
worden war. Er hatte sein Gewerbe schon im März 1900 angemeldet. Die 
Stadt Freiberg war am Ende des 19. und dem Beginn des 20. Jahrhunderts 
weitsichtig genug gewesen, neue Gewerbetreibende für eine Ansiedlung in 



363

 Düsing: Wie ein Oberbürgermeister und seine Verwaltungselite kritische Zeiten meisterte

Freiberg zu gewinnen, als sich das Ende des traditionellen Bergbaus immer 
deutlicher abzeichnete. Hinter diesen Interessen einer liberalen und groß-
zügigen Wirtschaftsförderung trat sogar der in Freiberg seit Jahrhunderten 
verbreitete Antijudaismus und in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhun-
derts neu ausgeprägte Antisemitismus zurück.114 Die Stadt bot günstige An-
siedlungskonditionen auch für jüdische Kaufleute und Unternehmer und 
in Einzelfällen – wie im Stadthaus I – auch Verpachtungen zu günstigen 
Konditionen selbst an Juden. Über Jahrzehnte hatte der Abschluss immer 
neuer Verlängerungsverträge für das Ladengeschäft im Erdgeschoss des 
Stadthauses kaum Probleme bereitet. Zwar war der Vertrag Anfang 1934 
noch einmal um zwei Jahre verlängert worden, im August 1935 aber be-
schloss der Stadtrat, den Vertrag mit Rosenthal über den Laden im Rat-
haus […] nicht zu verlängern und teilte Rosenthal schriftlich mit, dass eine 
Verlängerung über den 31. März 1936 hinaus […] nicht erfolgen (kann).115 
In einem handschriftlichen Vermerk ergänzte Stadtrat  Richard Knöfel 
später, dass Kaufmann  Samuel Rosenthal am 11.12.1935 vor Herrn Ober-
bürgermeister W. Hartenstein erschienen sei, er seit einiger Zeit an einem 
Herzleiden erkrankt sei und sich auf ärztliches Anraten nicht in der Lage 
sehe, das Geschäft […] fortzuführen. Die zeitliche Abfolge lässt zumindest 
Zweifel darüber aufkommen, ob sich das Herzleiden nicht erst nach der 
Mitteilung über die Aufkündigung des Ladens eingestellt oder verstärkt ha-
ben könnte. Jedenfalls hatten Martha und Samuel   Rosenthal ihre wirt-
schaftliche Existenzgrundlage verloren. Sie verließen mit Sohn Gerhard 
1936/37 Freiberg. Was aus ihnen geworden ist, ist nicht hinreichend klar 
dokumentierbar, möglicherweise gelang ihnen die Flucht nach Amerika. 
In der Ratssitzung am 13. April 1937 wurde die künftige Verwendung des 
Ladens nach einer Instandsetzung seitens der Stadt beraten. Es solle ver-
handelt werden wegen Unterbringung der NS-Kulturgemeinde und der The-
aterkasse. Das Einwohnerbuch von 1940 lässt erkennen, dass schließlich 
das Hut- und Filzwarengeschäft Eidner und das „Dürerhaus“ von  Johanna 
Römer mit dem Angebot kunstgewerblicher Waren darin Platz fanden.

Die Kündigung selbst kann für Sie keine Härte bedeuten – 
Der „Fall Freud“

Welche Rolle spielte Oberbürgermeister  Werner Hartenstein selbst bei 
all diesen Vorgängen? Ein Eintrag zur Ratsherrensitzung am 9. Februar 
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1937 ließ bei der ersten oberflächli-
chen Sichtung die Vermutung zu,  Har-
tenstein habe – trotz äußerst schwie-
riger Umstände und des enormen 
Drucks durch die NSDAP – zumindest 
versucht, einzelnen jüdischen Bürgern 
seiner Stadt zu helfen. Zu lesen ist dort 
unter dem Tagesordnungspunkt Miet-
verhältnis Freud / Schönlebestr. 21: 
Kenntnis genommen wird von der Fra-
ge des Mietverhältnisses Freud. Freud 
soll für 1.7.1937 gekündigt werden und 
der Zusatz: Der Kündigungsbrief ist 
dem Herrn Oberbürgermeister vorzu-
legen. Ein Hinweis darauf, dass sich 
der Oberbürgermeister orientierend 
und möglicherweise mit der Absicht, 
Spielräume für Hilfe auszuloten, den 
Vorgang vorlegen lassen wollte? Obendrein war bis dahin dem Autor auch 
ein geradezu um Hilfe bettelnder Brief von Max Freud an den Oberbür-
germeister vom 6. März 1939 bekannt, der ebenfalls ein Hinweis auf Ver-
suche des Oberbürgermeister hätte sein können, helfend – wenn auch im 
Ganzen nicht erfolgreich – agieren zu wollen (Abb. 23). Inzwischen sind 
die Akten um den jüdischen Weinhändler Max Freud und die Involvie-
rung von Stadtverwaltung, Stadtrat und Oberbürgermeister selbst in den 
„Fall Freud“, soweit sie im Stadtarchiv Freiberg vorliegen, gründlich aus-
gewertet. Der Fall Freud ist so gut wie kaum ein anderer dokumentiert. 
Er lässt sehr einprägsam an einem konkreten – dem Freiberger – Beispiel 
deutlich werden, wie eng städtische Verwaltung und nationalsozialistische 
„Entjudungs“-Politik miteinander verflochten waren. Und er zeigt, dass es 
vor allem die kleinen bürokratischen Verwaltungsentscheidungen waren 
und nicht vordergründig oder gar ausschließlich Gewaltexzesse von SA 
und NSDAP, die die schrittweise Zerstörung der wirtschaftlichen Existenz 
eines Juden, seine soziale Isolierung und die Demontage seiner sonstigen 
Lebensumstände ermöglichten und durchsetzten.

Max Freud war 1909, mit 26 Jahren, nach Freiberg gekommen. Er stamm-
te aus einem kleinen Städtchen in den schlesischen Beskiden, aus Gutti, 

Abb. 23:  Max Freud, Aufnahme vor 1940
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im tschechisch-polnischen Grenzgebiet des Kreises Teschen (heute: Český 
Těšín). Es hatte bis 1918 zur österreichisch-ungarischen Monarchie gehört. 
Aufgewachsen in wechselnden Pflegefamilien, hatte er bei einem christli-
chen Meister, wie  Freud später in einem Fragebogen betonte, eine Lehre als 
Frisör durchlaufen, war auf Wanderschaft gegangen und 1907 nach Sach-
sen gekommen. In Freiberg schließlich heiratete er, off enbar kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg, in erster Ehe eine nicht-jüdische Frau, Wally, geborene 
 Richter. Er trat zum evangelisch-lutherischen Glauben über. In Freiberg 
baute sich das junge Paar eine bescheidene Existenz mit einer Weinvertre-
tung für Weinhäuser aus Bingen am Rhein auf. Das Ehepaar bekam in den 
nächsten Jahren fünf Kinder, darunter, so lassen die Personalakten Freuds 
vermuten, ein schwerbehindertes Kind.116 Max Freud gelang es, sich im 
Sächsischen einen festen Kundenstamm – off enbar auch unter den einfluss-
reichen bürgerlichen Familien Freibergs – aufzubauen und so seine immer 
größer werdende Familie zu ernähren. Vielleicht waren es seine solcherart 
guten Kontakte bis in die Freiberger Verwaltung hinein, die ihm – mit sei-
ner großen Familie auf der Liste der dringend Wohnung Suchenden stehend 
(und das waren am Ende der 20er-Jahre in Freiberg nicht wenige) – die Zu-
weisung in eine große 5-Zimmer-Neubau-Wohnung brachte. Familie Freud 
gehörte zu den ersten Mietern des 1928 bezugsfertig gewordenen Wohn-
hauses Schönlebestraße 21. Es war vom Stadtarchitekten und Stadtbaurat 
Dr.  Georg Salzmann in Lückenbebauung an der Ecke Schönlebe-/Sach-
senhofstraße als sogenanntes Beamtenhaus projektiert worden (Abb. 24).

Abb. 24: Freiberg, Schönlebestraße 21, Aufnahme um 1930
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Das Haus war städtisches Eigentum und sollte vor allem den gewachse-
nen Bedarf an höherwertigem Wohnraum für Staatsbedienstete auff angen. 
Nur vier Jahre später, noch vor der Machtergreifung der Nazis, traf  Max 
Freud der erste schwere Schicksalsschlag: Seine Frau  Wally verstarb mit 
nur 46 Jahren am 19. Januar 1932. Er konnte – und wollte – nicht lange mit 
seinen Kindern alleinstehend bleiben. Am 26. November 1932 heiratete er 
das zweite Mal: eine gleichaltrige, aus Königshütte (heute Chorzów in Po-
len) stammende, katholische Frau. Ottilie, geborene  Lwowski, nahm sich 
seiner und seinen noch im Haushalt lebenden vier minderjährigen Kindern 
mit großem Herzen an.117 Er besaß einen Pass der Tschechoslowakischen 
Republik, war also nach wie vor Bürger der ČSR. Deswegen trafen ihn die 
ersten antijüdischen Boykotte und gesetzlichen Behinderungen ab 1933 
zunächst nur eingeschränkt. Dennoch brachen für ihn sehr bald wichtige 
Kundenkontakte weg, sodass er immer größere Mühe hatte, seine Groß-
familie durchzubringen. Es interessierte weder die „arische“ Volksgemein-
schaft noch die Kirche, dass er schon seit vielen Jahren getaufter Christ war. 
Jude blieb fortan Jude, egal, welchem Glauben er sich zugehörig fühlte. Die 
„völkischen“ Neider drängten. So fragte der Gewerbebeirat laut Protokoll 
der Gewerbeausschusssitzungen seit Mitte der dreißiger Jahre mehrfach 
unter anderem in der NSDAP-Kreisleitung selbst nach Versagungsgründen 
für die Gewerbelegitimation des Juden Max Freud nach. Immerhin musste 
der Beirat noch im Januar 1937 zu Protokoll geben, dass er nicht in der 
Lage (ist), dem Max Freud die beantragte Legitimationskarte abzulehnen.118 
Da Freud Staatsbürger der ČSR war, gab es bis dahin noch keine juristisch 
befriedigende Handhabe, ihm die aller zwei Jahre neu zu beantragende 
Gewerbelegitimation als Handelsvertreter zu versagen. Die Kunden blie-
ben dennoch aus. So sah sich Freud zu Jahresbeginn 1937 gezwungen, in 
einem Brief an die Abt. Grundstücksamt“ – Vermerk: „Eingang beim Ober-
bürgermeister 21.1.1937 – um die Zuweisung einer kleineren Wohnung zu 
bitten. In Anbetracht der politischen Lage, verbunden mit dem schlechten 
Verdienst bei mir bin ich gezwungen eine kleine Wohnung zu nehmen, da 
ich die Miete nicht mehr erschwingen kann. Meine zwei Töchter, die nur 
noch bei mir wohnen, gehen ebenfalls in die Fremde und verbleiben wir nur 
noch mit einem Jungen, der in einem Jahr ebenfalls in die Lehre geht. Ich 
würde das Grundstücksamt bitten, mir in einem Ihrer Häuser eine Woh-
nung, bestehend aus zwei Stuben, Kammer und Küche Vorsaal, womöglich 
Balkon zu überlassen. Ich bitte ganz höflich wiederholt darum und zeichne 
mit deutschem Gruß […].
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Der Gebrauch des „deutschen Grußes“ war Juden selbstverständlich ver-
boten. Diese „Anmaßung des Juden“ trug sicher wenig zu einem günsti-
gen Ausgang der Bitte von  Max Freud bei. Wichtiger aber noch war, dass 
Freud den städtischen Behörden nun selbst den ersehnten Anlass bot, ihn 
als Mieter im Beamtenwohnhaus loszuwerden. Dafür gab es gleich meh-
rere Gründe. Die Staatsbediensteten, die das Beamtenhaus bewohnten, 
störten sich selbstverständlich heftig an dem jüdischen Hausmitbewohner. 
Deutlichstes Indiz dafür ist ein selbst für damalige Verhältnisse beispiello-
ser Denunziationsbrief, der in den Akten zum Wohnhaus Schönlebestraße 
erhalten ist.119 

Am 6. April 1936 richtete ein Bewohner einer Erdgeschosswohnung im 
Haus, der im Juli 1935 von Meißen nach Freiberg unter Beförderung zum 
Postamtmann versetzt worden war, einen fünf (!) Seiten langen Beschwer-
debrief an die NSDAP-Kreisleitung in Freiberg: Nachstehend gestatte ich 
mir, Ihnen eine den Tatsachen und der Wahrheit voll entsprechende Dar-
stellung zu geben, wie sich heute Juden und Halbjuden im Dritten Reich 
gegen uns – meine Frau und mich – benommen haben. Um seiner Denun-
ziation noch größere Glaubwürdigkeit zu verleihen, verwies Postamtmann 
B. gleich einleitend darauf, dass sein Wohnungsvorgänger, ein Herr Dr. ing. 
K., die Wohnung verließ […], weil er […] nicht mehr unter dem Terror der 
im I. Stock des Hauses wohnenden Judenfamilie Freud stehen wollte. Ei-
ner der Söhne Freuds scheine der typische Halbjude mit der bekannten 
verbrecherischen triebhaft jüdischen Einstellung zu sei. Von diesen Halb-
juden hat ja unser Führer, so Amtmann B., ganz richtig gesagt, daß sie mit 
schlechten Eigenschaften beider Rassen behaftet seien. Dann schilderte B. 
seitenweise die Belästigungen durch die Judenfamilie, die in abendlichem 
Lärmen, aber auch darin bestanden, dass die Juden über uns […] täglich 
mittags und abends mehrere Stunden Klavier […] (spielten). Die lauten Töne 
des Klaviers hätten seine kranke Frau sehr beunruhigt. Im Übrigen hätten 
sich sowohl ein Junge der Freuds wie auch dessen zwei Töchter im Singen 
und Klavierspielen ganz besonders hervorgetan. Es sei die reinste Hölle für 
uns gewesen. Die Stadtverwaltung, unter anderem Bürgermeister  Walter 
Raupach, habe auf wiederholte Beschwerden lediglich mitgeteilt, dass der 
Mieter Freud verwarnt worden sei. Die triebhafte Veranlagung der Juden 
bzw. Halbjuden habe einen solchen Terror erwarten lassen. Das sei, so 
schloss der Postbeamte in höherem Dienst sein schmutziges Schreiben, ein 
Beispiel, wie die Juden im Dritten Reich noch frech und hemmungslos in ih-
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ren Manieren sein können. Geradezu prophetisch mutet der abschließende 
Satz an: Ich hoff e, daß das Deutsche Volk von dieser Geißel bald für immer 
befreit wird [Rechtschreibung aus dem Original belassen – M.D.].

Von der NSDAP-Kreisleitung erging umgehend an Oberbürgermeister  Har-
tenstein der Hinweis, man sei dafür, daß dem Freud im Wiederholungs-
falle die Wohnung aufgekündigt wird und auch noch weitere Maßnahmen 
(evtl. Ausweisung) gegen den Genannten ergriff en werden.120 Der für Woh-
nungsfragen zuständige Stadtrat  Richard Knöfel, der mit der Bearbei-
tung des Falls beauftragt wurde, konnte sowohl dem Herrn Postamtmann 
wie auch dem Vertreter der NSDAP-Kreisleitung, Paul B., zunächst nur 
mitteilen, dass es augenblicklich keinen Grund zur Kündigung des Mieters 
Freud gebe. Die NSDAP-Kreisleitung ließ aber noch im September 1936 
wissen, dass man weiter bemüht sei, Erkundigungen einzuholen […], ob ge-
gen Freud Beschwerden vorgebracht werden können, die zur Begründung 
einer Kündigung ausreichen.121 

Postamtmann B. kündigte die Wohnung zum 1. Dezember 1936. Der Stadt-
verwaltung (wie auch der NSDAP-Kreisleitung) konnte daher kaum Bes-
seres passieren, als das Gesuch Freuds im darauff olgenden Januar, ihm 
eine kleinere Wohnung zur Verfügung zu stellen. Dafür, den Juden Freud 
loszuwerden, gab es nämlich noch einen weiteren triftigen Grund. Das 
Geologische Landesamt sollte von Leipzig nach Freiberg verlegt werden. 
Für die Landesbediensteten dieses Amtes wurde dringend angemessener 
Wohnraum benötigt, idealerweise im eigens für Beamte errichteten Wohn-
haus. Nun wurde die Stadtverwaltung immens rührig. Zwei Tage nach Ein-
gang des Ansuchens von  Freud wurde dieser schriftlich gefragt, ob er zu 
einem bestimmten Zeitpunkt kündigen wolle, obgleich Freud keineswegs 
die Absicht geäußert hatte, von sich aus zu kündigen. Für die Anmietung 
einer anderen Wohnung wurde Freud an das städtische Polizeiamt – Abtei-
lung Wohnungssachen verwiesen. Mit ebendiesem Polizeiamt hatte Freud 
indes schon ausreichend negative Erfahrungen gesammelt. Die Kündigung 
freilich stand schon fest. Und ganz off enbar, um sie verwaltungsrechtlich 
hieb- und stichfest zu machen, schaltete sich nunmehr Oberbürgermeister 
Hartenstein persönlich ein und legte fest, dass ihm das städtische Kün-
digungsschreiben vorzulegen sei.122 Nur wenige Tage später bereits, am 
15. Februar 1937, wurde das Kündigungsschreiben mit Zustellungsurkun-
de an Freud geschickt. Es hatte weder Anrede noch eine Grußformel: 
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Da durch Verlegung des Geologischen Landesamts von Leipzig nach Frei-
berg eine größere Anzahl von Staatsbeamten nach Freiberg versetzt wird, 
liegt es mir ob, für die Unterkommensmöglichkeiten dieser Familien be-
sorgt zu sein. Ich sehe mich daher veranlaßt, Ihnen Ihre Wohnung in dem 
‚Beamten‘-Wohnhaus Schönlebestraße 21 für den 30. Juni 1937 zu kündi-
gen, und spreche diese Kündigung bereits heute aus, damit Ihnen reichlich 
Zeit gegeben ist, sich eine andere Wohnung zu suchen. Hierbei wird Sie das 
Polizeiamt – Abteilung für Wohnungssuchende – soweit als angängig unter-
stützen. Die Kündigung selbst kann für Sie keine Härte bedeuten, da Ihnen 
ja diese Wohnung, wie Sie erst kürzlich schrieben, zu groß und zu teuer 
geworden ist und Sie eine billigere Wohnung mieten müssen. Nur dürfen Sie 
sich nicht darauf verlassen, dass Ihnen eine Wohnung unbedingt in einem 
Grundstück der Stadt oder des Hospitals zur Verfügung gestellt wird; inso-
weit lehne ich jedes Versprechen oder jede Zusage von vornherein ab.

Hinter den Kulissen liefen inzwischen längst Absprachen mit dem Direk-
tor des Geologischen Landesamtes über die freiwerdende Wohnung. Mit 
einiger Mühe gelang es  Max Freud, eine kleinere Wohnung, nun in der 
Johannisstraße, zu finden. Ein Herr Dipl.-Berging. E. bezog die Wohnung 
in der Schönlebestraße letztlich bereits zum 1. Mai 1937. Wenige Jahre spä-
ter übrigens wurde Freibergs neuem Kulturamtsleiter, dem langjährigen 
NSDAP-Mitglied  Walter Schellhas (1897–1988), die Freud’sche Woh-
nung zugesprochen.

Der soziale und wirtschaftliche Absturz von Max Freud nahm inzwischen 
immer mehr Fahrt auf. Im November 1937 erhielt Freud zwar noch einmal 
eine Verlängerung seiner Arbeitserlaubnis als „ausländischer Staatsangehö-
riger“ (einen sogenannten „Befreiungsschein“) bis in den November 1938. 
Am 10. November 1938 teilte dann das Arbeitsamt Freiberg dem Polizei-
amt Freiberg mit, dass eine erneute Erteilung eines Befreiungsscheins auf-
grund Verfügung Präs. LAA Sachsen v. 30.08.38 abgelehnt wird. Anträge 
auf erstmalige Erteilung oder Erneuerung eines Befreiungsscheines für aus-
ländische Juden und Mischlinge sind grundsätzlich abzulehnen. Der Erneu-
erungsantrag des jüdischen tschechoslowakischen Staatsangehörigen Max 
Freud, geb. 20.6.1883, kann deshalb nicht befürwortet werden.123 Freud war 
nun endgültig arbeitslos. Er lebte, wie er in einer von Amts wegen auszufül-
lenden Aufenthaltsanzeige eines Ausländers am 20. Februar 1939 mitteilte, 
vom Verkauf der Schlafstubeneinrichtung. In dieser verzweifelten Situation 
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schrieb Max Freud am 6. März 1939 einen persönlich an Oberbürgermeis-
ter  Hartenstein gerichteten Brief.124 Die Hoff nung auf Weiterarbeiten sei 
nach der Abgabe seiner Gewerbeanmeldung Anfang März 1939 illusorisch 
geworden. Er bitte den Herrn Oberbürgermeister nun, die kurze Zeit, die 
ich noch da bin, wenigstens den 1916 geborenen und von seiner Frau aufge-
nommenen Pflegesohn einarbeiten zu dürfen. Jener habe den Arbeitsdienst 
hinter sich, sei vom Militärdienst zurückgestellt und habe die Weinbranche 
gelernt […] Mein Weg, Herr Oberbürgermeister, ist schon bestimmt, ich ziehe 
die logischen Konsequenzen der heutigen Zeit, nur möchte ich meine Frau, 
die ich durch die Heirat als Nichtarier unglücklich gemacht habe, dadurch 
retten, dieser heroischen, doch heute asthmakranken Frau durch ihren 
Pflegesohn das Brot wiederzugeben“ Er selbst, so endet Max Freud sein 
Schreiben, sei nun ganz erledigt.

Nach dem Novemberpogrom 1938 rang  Max Freud um eine Auswande-
rungsmöglichkeit. Im Oktober 1938 waren die Teile des Teschener Gebie-
tes, die zur ČSR gehört hatten, von Polen besetzt worden. Er konnte also 
mit seinem tschechoslowakischen Pass nichts mehr anfangen. Die Behör-
den drängten ihn, für Polen zu „optionieren“. Seine Schwester und sein 
Neff e setzten sich vergeblich bei den tschechischen Behörden für ihn ein. 
Er selbst holte sich immer wieder beim polnischen Konsulat in Leipzig eine 
Abfuhr. Die Freiberger Polizeibehörde, aber auch die Gestapoleitstelle in 
Dresden übten Druck auf Max Freud aus und drängten ihn selbst, aber 
auch seine Frau  Ottilie, sich scheiden zu lassen, um die Auswanderung 
beschleunigen zu können. Max Freud teilte den Behörden am 3. Juni 1939 
mit, er sei genau orientiert, was für mich auf dem Spiel steht und habe alle 
Hebel in Bewegung gesetzt um zum Ziel zu kommen. Die Gestapo hatte 
höchstes Interesse daran, ihn zur polnischen Option zu zwingen. Die Na-
ziregierung hatte nach der Tötung des deutschen Diplomaten von  Rath 
im November 1938 in Paris durch einen jungen polnischen Juden eine 
Verordnung erlassen, nach der alle polnischen Juden das Reichsgebiet bis 
zum 31. Juli 1939 zu verlassen hätten. Mit ihnen wäre man den für Po-
len „optionierenden“ Juden Max Freud losgeworden. Die Polen spielten 
nicht mit. So sah sich Max Freud kurz darauf, am 7. Juni 1939, gezwun-
gen mitzuteilen: Meine Option für Polen hat sich erledigt und behalte ich 
meine alte Staatsangehörigkeit. Er bemühte sich nun beim Arbeitsamt Frei-
berg um eine Stelle als Kraftfahrer oder um Verwendung an der Front. Das 
wiederum löste hektische Behördenrecherchen aus, ob Freud tatsächlich 
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berechtigterweise [Unterstreichung im Original – M.D.] im Besitz des Füh-
rerscheins ist. Die Schutzpolizeidienststelle Freiberg teilte dem Arbeitsamt 
daraufhin mit: Da Freud Angehöriger des Protektorats Böhmen und Mäh-
ren sei, ist der Führerschein seinerzeit nicht eingezogen worden. Das wurde 
nun eilends nachgeholt. Immerhin hatte es schon im Juli die Anzeige des 
Weinbauwirtschaftsverbandes Sachsen beim Gewerbeamt Freiberg gege-
ben, dass der Jude Freud, früher Weinvertreter, neuerdings wieder Wein 
anböte. Ferner besitze er noch einen Kraftwagen, obwohl doch Juden das 
Halten von Kraftwagen verboten ist. 

Aller Existenzmöglichkeiten beraubt, wendete sich  Max Freud im Oktober 
1939 erneut an das Polizeiamt Freiberg mit dem letzten Versuch, doch noch 
eine Ausreiseerlaubnis in die Tschechoslowakei zu erhalten und kündigt im 
selben Schreiben an, dass ein Verfahren zur Annullierung seiner Ehe liefe, 
um seine Ausreise zu ermöglichen. Ich gestatte mir die ergebenste Bitte, 
mir Bescheid zu geben, ob ich die Reiseerlaubnis, zwecks Auswanderung in 
meine Heimat, bekomme bzw. was ich dazu alles brauche. Die Auswande-
rung geht nur mich an, meine Frau verbleibt als Arierin in Deutschland. Zu 
diesem Zweck läuft beim hiesigen Landgericht eine Annullierung der Ehe, 
welche in nächster Zeit schon verhandelt wird […] Unwiderruflich verlasse 
ich mit Ende November das deutsche Reichsgebiet, da auch das hiesige Ar-
beitsamt mein Ersuchen nach einer Schoff erstelle abgewiesen hat, und an 
mich der Hunger herantreten muß. Obwohl ich 30 Jahre meine Steuern in 
Freiberg bezahlt habe, bringe ich es nicht fertig, die Stadt um Unterstützung 
anzugehen. [Rechtschreibung im Original – M.D.]. 

Anfang November 1939 zog Freud aus der ehelichen Wohnung in der Jo-
hannisstraße aus. Er bezog eine Kammer in dem Haus der Familie Kott-
larzig, Lange Straße 41. Seit 30. April 1939, mit Erlass des Gesetzes über 
Mietverhältnisse mit Juden, hatten die Kommunen unter anderem die 
Möglichkeit des Zugriff s auf „jüdischen“ Wohnraum, zum Beispiel auch 
der Einweisung von Juden in sogenannte „Judenhäuser“. Die geringe Zahl 
von noch in Freiberg zu diesem Zeitpunkt verbliebenen Juden erübrigte 
die Einrichtung solcher „Judenhäuser“ in Freiberg. Dennoch konnte die 
Stadtverwaltung, wie im Fall Freuds vermutlich geschehen, veranlassen, 
dass ein Jude, der über keinen eigenen Wohnraum mehr verfügte, Räum-
lichkeiten in Häusern zugewiesen bekam, deren Eigentümer Juden waren 
oder – wie in diesem Fall – den Nazis als in „privilegierter Mischehe“ le-
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bend galten. Freud, aber auch das Freiberger Polizeiamt, bemühten sich 
weiter, einen „Durchlassschein“ für  Max Freud in die Tschechoslowakei 
von der Gestapoleitstelle Dresden zu erwirken. Dieser wurde endgültig mit 
Schreiben vom 10. November 1939 durch die Gestapoleitstelle Dresden als 
nicht angebracht abgelehnt. Der Kriminal-Oberassistent  Petri in der Gesta-
poleitstelle ließ das Polizeiamt Freiberg wissen, dass eine entsprechende 
Eingabe an die Geheime Staatspolizei durch den Volljuden Freud nicht ein-
gegangen sei. Die letzte Freiberger Spur, die von Max Freud in den Akten 
des Stadtarchivs zu finden ist, ist die Bitte um ein Leumundszeugnis an 
das Polizeiamt Freiberg vom April 1940, nachdem ein weiteres Denunzi-
ationsschreiben, diesmal von seinem früheren Vermieter der Wohnung in 
der Johannisstraße 1, dem Auktionator P. F., eingegangen war. Selbst dem 
Polizeihauptwachmeister  Paul Zschoke war diese Denunziation zu viel. 
Sie sei belanglos, notiert er am 29. April 1940, zumal der Anzeigenerstatter 
F […] als ein Mensch bekannt ist, der schon oft Personen grundlos beschul-
digt hat. Freud gilt im Allgemeinen nicht als streitsüchtig. Bei Auseinan-
dersetzungen bleibt er jedoch seinen Gegnern auch keine Antwort schuldig. 
Bemerkt wird noch, daß Freud jetzt als ein ruhiger, etwas menschenscheuer 
Mann bezeichnet werden kann“ Für den 19. Juli 1940 findet sich in der 
Ausländerveränderungsanzeige in den Freiberger Akten die Abmeldung 
Freuds nach Dresden, Kurfürstenstraße 6 – ein Dresdner „Judenhaus“.125 
Vielleicht wollte Max Freud seiner inzwischen nach Dresden mit den letz-
ten im Haushalt verbliebenen Kindern verzogenen Frau nahe sein? Unklar 
bleibt, ob die Ehe tatsächlich annulliert oder geschieden worden war. 

Auf die letzte Spur Max Freuds überhaupt führt das Gedenkbuch der Op-
fer der Verfolgung der Juden unter der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft in Deutschland 1933–1945, inzwischen online einsehbar beim Bun-
desarchiv. Recherchen dort sowie in den Archiven der KZ-Gedenkstätten 
Dachau und Buchenwald off enbaren, dass gegen Max Freud am 25. No-
vember 1941 Schutzhaft wegen angeblicher Rasseschändung angeordnet 
worden war. Nach fast fünfmonatiger Gestapohaft in Dresden wurde er 
am 10. April 1942 in das KZ Buchenwald verschleppt. Sein Einlieferungs-
schein unter der Häftlingsnummer 3872 trägt den handschriftlichen Ver-
merk: hat eine arische Frau geküßt (Abb. 25).

Max Freud war im November 1941 ausgerechnet in der Dresdner Woh-
nung seiner Frau  Ottilie, Am Zwingerteich 2, verhaftet worden. Trotz ei-
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Abb. 25: Konzentrationslager Buchenwald, Karteikarte zu  Max Freud (Häftlingskartei), 1941
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gener schwerer Invalidität hatte seine Frau versucht, ihrem Mann off enbar 
auch weiterhin zu helfen und nahm ihn zeitweilig sogar bei sich auf. Ver-
mutlich hat ein missgünstiger Nachbar  Max Freud denunziert. Der einfa-
che Aufenthalt in der Wohnung einer arischen Frau galt bereits als Rassen-
schande. Als jüdischer Rasseschänder gebrandmarkt, wurde Max Freuds 
letzte Lebensstation das KZ Dachau. Hierher war er am 6. Juli 1942 von 
Buchenwald aus überführt worden. In Dachau bekam er die Häftlingsnum-
mer 30.944. Nur zwei Monate später, am 5. September 1942, im Alter von 
nur 59 Jahren, starb Max Freud hier.126

In Zeiten des herrlichen Aufstiegs

Die für die Juden Deutschlands – und bald darauf auch anderer europä-
ischer Länder – immer katastrophaler verlaufenden Jahre ab 1938 wider-
spiegeln sich in den amtlichen Äußerungen der Stadtoberen Freibergs auf 
höchst vernebelte und vernebelnde Art und Weise. Rückblickend sprach 
Oberbürgermeister  Hartenstein in seinem Verwaltungsbericht auf das 
Jahr 1938 von den ungeheuer großen politischen Ereignissen des Jahres 
1938, in dem unser Führer Großdeutschland durch die Angliederung der 
Ostmark und des Sudetengaus geschaff en hat. In Anwesenheit des sächsi-
schen NS-Innenministers  Karl Fritsch (1901–1944) und des Kreishaupt-
manns  Wilhelm Schepmann zeigte sich der Oberbürgermeister glücklich 
und dem Schicksal dankbar, dass die 750-Jahr-Feier der Stadt Freiberg in 
die Zeit des herrlichen Aufstiegs unseres Deutschen Reiches unter unserem 
Führer  Adolf Hitler gefallen ist, so daß wir nicht nur ein Erinnerungsfest, 
sondern ein Fest voll starker Zukunftshoff nung als Berghauptstadt Sach-
sens feiern konnten (Abb. 26).

Nur wenige Absätze später hob Hartenstein hervor, dass durch die Aus-
schaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben […] vier Gewerbe abgemeldet 
und drei Geschäfte arisiert (wurden). Bei zwei Betrieben ist die Regelung 
noch im Gange. Zur Aufstellung des Verzeichnisses jüdischer Gewerbebe-
triebe wurde die Abstammung der hiesigen Gewerbebetriebe in großem Um-
fang geprüft. 127

„Arisiert“ worden war zum Jahresende 1938 das Freiberger Schocken-
Kaufhaus in der Peterstraße. Es firmierte ab Januar 1939 unter der Be-
zeichnung Kaufhaus Merkur.128 Außerdem war der Besitzer der Freiberger 
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Filiale des Chemnitzer Schuhhändlers 
Isaak Balkind, Obermarkt 14a, enteig-
net worden und dessen Filiale wurde 
„arisiert“ als Schuh- und Filzwarenge-
schäft F. Bachmann weitergeführt (Abb. 
27).129 Wahrscheinlich handelte es sich 
bei dem dritten „arisierten“ Geschäft 
um die beiden Modeläden des Dresdner 
Kaufmanns  Ludwig Weinberg in der 
Rinnengasse 1 („Zur Zentrale“) und der 
sogenannten Goldenen 24 in der Burg-
straße.130 Nach einigen Querelen zwi-
schen NSDAP-Kreisleitung in Dresden 
und dem Freiberger Gewerbeamt durfte 
der Dresdner Kaufmann  Walter Burg-
graf den Weinberg’schen Besitz in der 
Rinnengasse zu günstigsten Konditio-
nen erwerben. 

Abb. 26: Freiberg, Rundgang zur 750-Jahr-Feier Freibergs im Juni 1938, Bildmitte rechts 
 Werner Hartenstein, neben ihm links Sachsens Innenminister  Karl Fritsch, links außen 
NSDAP-Kreisleiter  Alfred Münzner, rechts daneben Kreishauptmann  Wilhelm Schepmann

Abb. 27:  Isaak Abel Balkind, unda-
tierte Aufnahme
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In der Goldenen 24 war es das Konfektionsgeschäft A. Meyer, das nun 
judenfrei agieren konnte. 

Die von  Hartenstein genannten vier Gewerbeabmeldungen dürften fol-
gende gewesen sein: Am 1. Weihnachtsfeiertag 1938 hatte sich  Szolem (Sa-
lomon) Druck im Haus Humboldtstraße 34 das Leben genommen. Der als 
„staatenlos“ geltende, aus Wilna/Vilnius stammende Schuhmacher, schied 
voller Verzweiflung nach den Judenpogromen vom November 1938 aus 
dem Leben. Im Polizeiprotokoll ist unter der Frage Beweggründe für den 
Selbstmord geradezu zynisch vermerkt: wahrscheinlich Lebensüberdruss 
(Abb. 28). Sein Gewerbe, eine kleine Schuhwerkstatt im Hinterhof des 
Hauses, war schon lange ruiniert. Am 29. Dezember 1939 wurde die Ge-
werbeabmeldung eingetragen.131 Am 30. November 1938 hatte der als Spit-
zenverleger tätige Kaufmann  Maximilian Benedict vom Bertholdsweg in 
Freiberg seine Handelsvertretung für leonische Feinwaren abgemeldet. Er 
war während des Judenpogroms im November 1938 in Freiberg verhaftet 
worden und mit anderen Freiberger Juden als „Sonderaktionshäftling“ zeit-
weilig in KZ-Haft gekommen. Auch der Zahntechniker  Georg Niemetz, 
der sein Labor im Haus Zur Goldenen Pforte am Untermarkt unterhielt, 
gab sein Gewerbe 1938 auf. Hinzu kamen  Max Pinkus und  Samuel Ro-
senthal, deren endgültige Gewerbeabmeldungen vom Ende des Jahres 
1938/Anfang 1939 datierten.

Unmittelbar nach dem Überfall der deutschen Wehrmacht auf Polen, mit 
dem am 1. September 1939 der Zweite Weltkrieg begann, zeigten sich die 
Freiberger Stadträte begeistert von den sich nun eröff nenden Möglichkei-
ten, Kriegsgefangene zu wirtschaftlichen Einsätzen in Freiberg einzuset-
zen. Oberbürgermeister Hartenstein hatte bereits am 13. September 1939 
in einer Stadtratssitzung über die Möglichkeit berichtet, Kriegsgefangene 
zu „Arbeiten zum Zwecke der Stadtverschönerung“ einsetzen zu kön-
nen.132 Von da an begleitete das Thema „Zwangsarbeit“ den Oberbürger-
meister und seine Stadträte bis zum Zusammenbruch des Dritten Reiches. 
Eine Auswertung von Betriebsmeldebögen, die auf Grund des Befehls 163 
der SMAD 1946 über Einsatzträger von Fremd- und Zwangsarbeitern beim 
sächsischen Innenministerium erhoben wurden, ergab, dass es mindestens 
141 Freiberger Betriebe gegeben hat, in denen zwischen 1939 und 1945 aus-
ländische Arbeiter beschäftigt wurden.133 Darunter waren auch Kommu-
nalbetriebe der Stadt Freiberg selbst. So ging die Stadt Freiberg bereits ab 
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Abb. 28: Freiberg, Polizeiprotokoll bezüglich des in den Selbstmord getriebenen  Szolem 
(Salomon) Druck, 25. Dezember 1938
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Oktober 1939 an die Einsatzplanung von Kriegsgefangenen über das Bau-
amt Freiberg. Die Kriegsgefangenen sollten – auf Anstoß des NS-Gauleiters 
 Martin Mutschmann, der sich gelegentlich einer Autofahrt von Dresden 
nach Freiberg an den hässlichen Bergabraumhalden am Ortseingang Frei-
bergs gestört hatte – in Maßnahmen zur Verschönerung des Stadtbildes 
eingesetzt werden. Der Oberbürgermeister stellte das Projekt frühzeitig im 
Stadtrat vor. Das Bauamt beschaff te sich die einschlägigen Gesetze zum 
Kriegsgefangeneneinsatz. Tatsächlich kam es erst nach der Besetzung 
Frankreichs von Herbst 1940 bis Frühjahr 1941 zum Einsatz von französi-
schen Kriegsgefangenen für dieses Projekt bei den Baufirmen Kamprath 
und Kallenbach.134 Im Mai 1941 begann der Einsatz von Kriegsgefange-
nen, die in der Schrödermühle in Linda, zwischen Oberschöna und St. Mi-
chaelis, untergebracht wurden, bei der städtischen Forstrevierverwaltung. 
Nach dem Überfall auf die Sowjetunion waren es vor allem sowjetische 
Kriegsgefangene, die bei Waldarbeiten im städtischen Forst, gelegentlich 
auch bei landwirtschaftlichen Arbeiten, etwa zur Kartoff elernte, eingesetzt 
wurden.135  Volker Didzioneit, der 2013 die erste gründliche Studie zum 
Thema Zwangsarbeit in Freiberg vorgelegt hat, vermerkt auch den Einsatz 
von französischen und holländischen Kriegsgefangenen am Ende des Krie-
ges bei der Stadtgarten- und Friedhofsverwaltung Freiberg.136

Im Oktober 1943 vermerkte das Stadtratsprotokoll: Kenntnis genommen 
wird davon, daß die Flugzeugwerke ‚Arado‘ in die vormalige Porzellanfabrik 
verlegt werden sollen. Mit Beginn der Produktion ist im Frühjahr 1944 zu 
rechnen […] Die Errichtung von Baracken soll evtl. am Hemmschuh erfolgen 
(Abb. 29). Am 17. Dezember 1943 fand daraufhin eine Besprechung im Stadt-
bauamt Freiberg statt, in der alle Details der Platzauswahl und Errichtung ei-
nes Massivbarackenlagers der Arado-Flugzeugwerke in Freiberg abgestimmt 
wurden. Bestandteil dieser Planung war die Errichtung eines Lagers für 
1.000 jüdische KZ-Häftlingsfrauen, die als Hilfskräfte eigens aus Auschwitz 
nach Freiberg transportiert werden sollten. An der Beratung nahm – wegen 
der Dringlichkeit der in Freiberg vorgesehenen Produktion des Strahltrieb-
werksbombers Ar 243 – Oberbürgermeister  Werner Hartenstein persön-
lich teil. Er versicherte allen Anwesenden – von Arado-Betriebsleitung über 
Vertretung des Reichstatthalters, der Rüstungskommission Dresden, Luft-
gau Berlin, Reichsbahndirektion, Straßen- und Wasserbauamt, Oberberg-
amt, Landesbauernschaft bis hin zu Gestapo – dass für die Regelung dieser 
Fragen keine Schwierigkeiten bestehen dürften.137 
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Knapp 60 Jahre später, als zum ersten Mal nach Kriegsende mehr als 
30 Überlebende des Freiberger KZ-Außenlagers aus Israel und Polen nach 
Freiberg eingeladen werden sollten, fiel im Rathaus Freiberg die Bemer-
kung, Freiberg habe mit dem Zwangsarbeitslager am Rande der Stadt nichts 
zu tun gehabt. Das sei ausschließlich Sache von SS, Reichssicherheitshaupt-
amt und Rüstungsindustrie gewesen. Die Auseinandersetzung damit fiele 
in die Prioritäten der Vergangenheitsbewältigung durch die im Jahr 2000 
gerade neugeschaff ene Stiftung Verantwortung, Erinnerung, Zukunft. Die 
Akten freilich belegen, dass Oberbürgermeister und Stadtverwaltung nicht 
nur jederzeit informiert waren, sondern selbst auch eine aktive Rolle im 
Zustandekommen des Außenlagers des KZ Flossenbürg in Freiberg und 
anderer Zwangsarbeitslager gespielt hatten. Einer statistischen Abfrage der 
Gestapo-Leitstelle Dresden beim Freiberger Oberbürgermeister vom Herbst 
1944 zufolge existierten außer diesem KZ-Außenlager immerhin 14 weite-
re „Ausländerlager“ zu diesem Zeitpunkt in Freiberg. In denen schufteten 
insgesamt rund 1.100 Russen, Ukrainer, Franzosen, Italiener, Flamen und 
Ruthenen. Sie leisteten – und das ist eine durchaus unvollständige Auf-
listung – Zwangsarbeit unter anderem für die Deutsche Reichsbahn, die 
Asbestspinnerei Küchenmeister, die Kühlerfabrik Schnell & Co., den 

Abb. 29: Freiberg, Kaserne Frauensteiner Straße 43, ab 1943 Verwaltungsgebäude der Arado 
Flugzeugwerke, Tarnname „Freia GmbH“, Aufnahme Mitte der 1930er-Jahre 
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Landmaschinenhersteller Grumbach & Co., die Lederfabrik  Moritz Ste-
cher, die Himmelfahrt-Fundgrube, die Sächsische Leinenindustrie, die 
Lederfabrik  Carl Steyer oder die „Wehrbetriebe“  Max Hildebrand und 
Paschke & Co. Auf die Anfrage, die zum Zwecke vorbereitender Maßnah-
men für den Fall innerer Unruhen gestellt worden war, konnte der mit der 
Antwort vom Oberbürgermeister beauftragte Schutzpolizei-Revieroberleut-
nant Kurt Zeuner beschwichtigend antworten: Die Lagerführer haben mir 
sämtlich erklärt, daß Unruhen zunächst nicht zu befürchten sind und Auf-
wiegler sich noch nicht bemerkbar gemacht haben […] Für die Niederkämp-
fung eintretender Unruhen ist Wehrmacht vorgesehen.138 

Bisher harren außerdem umfangreiche Aktenbestände zum Thema Zwangs-
arbeit im Freiberger Bergbau und seiner Hüttenindustrie, die der Autor im 
Bergarchiv Freiberg sichten konnte, nach wie vor ihrer gründlichen Aus-
wertung. Es darf angenommen werden, dass  Werner Hartenstein als 
Aufsichtsrat der Zwitterstocks AG Altenberg, zu der die Zinnhütte Frei-
berg gehörte, auch über die große Zahl der in den Gruben und Hütten des 
Freiberger Reviers eingesetzten Zwangsarbeiter und deren entwürdigende 
Arbeits- und Lebensbedingungen bestens informiert gewesen sein muss.139 
 Volker Didzioneit spricht von knapp 1.000 (997) Fremd- und Zwangsar-
beitern, die in den Betriebsabteilungen der Himmelfahrt-Fundgrube sowie 
der Zinnhütte Freiberg zum Einsatz gekommen sind.140

Nicht eine einzige ernsthafte Reibung

War Freibergs Oberbürgermeister Werner Hartenstein lediglich ange-
sichts gesellschaftlicher Zwänge in der NSDAP gewesen, wie immer wieder 
behauptet wird? Konnte er sich womöglich gar nicht anders entscheiden? 
Oder wollte er nicht, weil er anders nicht weiter für „sein“ Freiberg hätte 
wirken können? Die Motive seines aktiven Engagements im und für den 
Nationalsozialismus sind aus Akten allein nicht zu entschlüsseln, erst recht 
nicht mit dem Abstand von rund acht Jahrzehnten. In den Akten sind aber 
die tatsächlichen Handlungen des Oberbürgermeisters und deren Folgen 
zu dechiff rieren. Sie lassen wenig Zweifel daran zu, dass Werner Harten-
stein ab 1933 ein aktiver, zuverlässiger, williger und engagierter national-
sozialistischer Kommunalpolitiker geworden war. Seine Zweifel an dieser 
Bindung mögen zuletzt stark genug geworden sein, um am unübersehbaren 
Ende des Traums vom „Dritten Reich“ nicht auch noch zum „fanatischen 
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Kämpfer für die Ideen des Nationalsozialismus bis zum letzten Blutstrop-
fen“ zu werden, bereit, dafür womöglich auch noch die von ihm ohne Zwei-
fel geliebte Stadt zu opfern. 

Es gibt Beispiele anderer, darunter auch sehr konservativer Oberbürger-
meister, die Anstand, Zivilcourage und Mut von Anfang an hatten und 
nicht erst in den letzten Untergangswochen bewiesen. Sie stellten sich dem 
Machtrausch der braunen Horden schon in den ersten Wochen des anbre-
chenden „Dritten Reichs“ entgegen.

 Wilhelm Külz (1875–1948), Oberbürgermeister Dresdens seit 1931, wei-
gerte sich, einem Ultimatum nachzugeben, das SA- und SS-Abteilungen ihm 
am 7. März 1933 stellten, darunter die Forderung, alle Marxisten aus dem 
Stadtrat zu entfernen und den kommunistischen Stadtverordneten um-
gehend Hausverbot zu erteilen. Außerdem sollte er die städtische Polizei 
durch nationale Verbände ersetzen. Die Hakenkreuzfahnen, die die SA am 
Rathaus hissten, ließ Wilhelm Külz umgehend wieder einholen, da das 
Hissen anderer Fahnen als der in der Verfassung vorgesehenen ein illegaler 
Akt sei.141 Zu den ersten Amtshandlungen des im März 1933 neuernannten 
Reichskommissars und Chefs der sächsischen Landesregierung  Manfred 
von Killinger (1896–1944), gehörte es, Wilhelm Külz seines Amtes zu 
entheben. Wilhelm Külz schrieb dazu: Ich empfinde keinen Groll und 
Haß, aber in solchen Zeiten zeigt sich, wer Mensch ist und wer Kreatur. Ich 
glaube, daß ich das Gefühl haben darf, Mensch geblieben zu sein.142

Ebenfalls im März 1933 wurde der Dessauer Oberbürgermeister  Fritz 
Hesse (1881–1973) von den Nationalsozialisten aus dem Amt gejagt.143 Er 
hatte die Geschicke Dessaus als Oberbürgermeister seit 1918 verantwor-
tet. In Pirna ereilte dieses Schicksal den seit 1919 amtierenden, und 1929 
wiedergewählten Oberbürgermeister Dr.  Artur Gaitzsch, der zum 1. Mai 
1933 pensioniert wurde.144

Bekannt ist die Weigerung  Konrad Adenauers (1876–1967), des Ober-
bürgermeisters von Köln, den im Februar 1933 zu einer Wahlkampfrede 
nach Köln anreisenden Reichskanzler  Adolf Hitler zu empfangen und 
die Hand zu schütteln. Adenauer gab auch Anweisung, die Beflaggung der 
Deutzer Brücke in Köln mit Hakenkreuzfahnen zu entfernen. Er wurde 
ebenfalls im März 1933 durch den NS-Gauleiter seines Postens enthoben.145
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Am 10. März 1933, an jenem Tag, als Freibergs Oberbürgermeister die Ver-
jagung des jüdischen Theaterdirektors Otto  Rueff  durch SA aus dessen 
Amt juristisch absegnete, betraten SA- und SS-Formationen das Rathaus 
Kiel und erzwangen die „Beurlaubung“ des von ihnen gehassten Oberbür-
germeisters Dr.  Emil Lueken (1879–1961) durch den NS-Regierungspräsi-
denten in Schleswig. Lueken, der seit 1920 ununterbrochen im Amt gewe-
sen war, hatte sich geweigert, demokratisch gewählte SPD-Stadträte aus 
dem Amt abzuberufen. Es sei, so tönten die Nationalsozialisten in Kiel, 
mit dem Staubwedeln vorbei. Nun beginne das Großreinemachen mit dem 
Schrubber.146

Der 1. Bürgermeister Hamburgs,  Carl Wilhelm Petersen (1868–1933), 
der wie  Hartenstein seit 1924 amtierte, wurde zum 7. März 1933 zum 
Rücktritt gezwungen. In seinem Rücktrittsschreiben hieß es: Die Entwick-
lungen, die jetzt vor sich gehen, scheinen mir an den Präsidenten des Ham-
burgischen Senats Forderungen zu stellen, die weder mit der hamburgischen 
Überlieferung noch mit Besonderheiten dieses Amtes verbunden sind.147 

Dr.  Karl Bender (1880–1970), wie Hartenstein aktiver Offi  zier im Ers-
ten Weltkrieg, Jurist und erfahrener höherer Verwaltungsbeamter, der seit 
1922 Oberbürgermeister im badischen Freiburg war, wurde nach seinem 
Protest gegen das Hissen der Hakenkreuzfahne am Rathaus am 9. März 
1933 aus gesundheitlichen Gründen beurlaubt.148 

In Regensburg wurde der seit 1920 als Oberbürgermeister amtierende Ju-
rist Dr.  Otto Hipp (1885–1952), der ein entschiedener Gegner der NSDAP 
war, am 20. März 1933 zur Abdankung gezwungen.149 Das Gleiche erfuhr 
der Mainzer Oberbürgermeister Dr.  Wilhelm Erhardt (1884–1936), Trä-
ger des Eisernen Kreuzes 1. und 2. Klasse, Rechtsanwalt und Mitglied der 
Deutschen Demokratischen Partei. Auch er hatte gegen die Besetzung des 
Rathauses durch SA am 7. März 1933 und das Hissen der Hakenkreuzfah-
ne am Rathaus energisch protestiert.150

Der konservative Oberbürgermeister Leipzigs,  Carl Friedrich Goerde-
ler (1884–1945), seit 1911 als Kommunalpolitiker tätig und seit 1930 Ober-
bürgermeister, hatte sich zunächst den Zielen der Nationalsozialisten ange-
schlossen. Er weigerte sich jedoch von Anfang an, Mitglied der NSDAP zu 
werden und entwickelte sich bis 1936 immer mehr zu einem entschiedenen 
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Gegner des Regimes. Als in Leipzig im November 1936 das Denkmal des 
jüdischen Komponisten  Felix Mendelssohn-Bartholdy (1809–1847) ab-
gerissen wurde, trat  Goerdeler demonstrativ vom Amt des Oberbürger-
meisters zurück. Bekannt ist, dass sich mit Beginn des Zweiten Weltkriegs 
um Goerdeler ein konservativer Kreis des zivilen Widerstands bildete, der 
sogenannte „Goerdeler-Kreis“, der in Kontakt zum militärischen Wider-
stand unter anderem um Generaloberst  Ludwig Beck (1880–1944) stand. 
Nach dem Scheitern des Hitler-Attentats vom 20. Juli 1944 wurde Goer-
deler vom „Volksgerichtshof“ zum Tod verurteilt und am 2. Februar 1945 
in Berlin-Plötzensee hingerichtet.151

 Werner Hartenstein jedenfalls hatte sich anders entschieden. Für den 
größten Teil seiner Amtsausübung zwischen 1933 und 1945 traf vielmehr 
zu, was er selbst in einem seiner Verwaltungsberichte vor dem Freiberger 
Stadtrat einmal so ausgedrückt hatte: Mit den Partei- und staatlichen Stel-
len bestand die denkbar beste Zusammenarbeit. Ich kann nicht eine einzige 
ernsthafte Reibung feststellen.152 
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Info-Depesche 2/2018 
 

Genehmigter Nachdruck  
aus den  

„Mitteilungen des Freiberger Altertumsvereins“  
Heft 109/110 (2016) 

 
Werner Hartenstein (1879 – 1947), promovierter 

Verwaltungsjurist, war vom Frühjahr 1924 bis zum Juni 
1945 Oberbürgermeister der Stadt Freiberg. Sein Einsatz 
für die kampflose Übergabe der Stadt am 7. Mai 1945 an 

die heranrückende Rote Armee ist unvergessen. 
Darüber hinaus aber halten die Debatten um dessen Rolle 
und verantwortliches Handeln besonders in der Zeit des 

Nationalsozialismus in der Stadt an. Sie sind 
unverkennbar immer auch Teil der bis heute nicht 
abgeschlossenen Auseinandersetzung mit der NS-

Geschichte der Stadt Freiberg und der während dieser 
Zeit maßgeblich agierenden Personen. 

 
Mit dem genehmigten Nachdruck des Aufsatzes unseres 

Vereinsmitglieds Michael Düsing: „Denkbar beste 
Zusammenarbeit – Wie ein Oberbürgermeister und seine 

Verwaltungselite kritische Zeiten meisterte“ aus den 
„Mitteilungen des Freiberger Altertumsvereins“ Heft 

109/110 (2016) will der „Freiberger Zeitzeugnis e.V.“ einen 
nach wie vor aktuellen Beitrag zur Analyse und 

Bewertung dieser Zeit leisten. 
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